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I. LANDTAG

TÄTIGKEITSBERICHT

Landtagspräsident: Albert Frick
Landtagssekretär: Josef Hilti

Die Tätigkeit des Landtags im Jahre 2018

Aufgrund von Art. 62 der Verfassung vom 5. Oktober 1921 
hat die Regierung dem Landtag alljährlich einen Rechen-
schaftsbericht über die gesamte Staatsverwaltung zu er-
statten. Ähnlich wie in den Vorjahren wird anlässlich dieser 
Publikation die Öffentlichkeit über die Tätigkeit des Land-
tags im Berichtsjahr informiert.

Plenarsitzungen

Im Laufe des Berichtsjahres veränderte sich die Zu-
sammensetzung des Landtags. Ein Abgeordneter trat 
zu Beginn des Jahres aus der Wählergruppe der Fort-
schrittlichen Bürgerpartei (FBP) aus und amtete fortan 
als parteifreier Abgeordneter. Im Sommer traten 3 Ab-
geordnete aus der Wählergruppe der Unabhängigen (du) 
aus und bildeten fortan gemeinsam eine «Neue Frak-
tion» (NF). Im Zuge dessen verloren die Unabhängigen 
die Fraktionsstärke. Dies führte wiederum zur Bestellung 
einer entsprechenden Besonderen Landtagskommission 
(BLK), welche seit Dezember im Einsatz ist und bis zum 
Ende der Legislaturperiode die Gegebenheiten bei Par-
teiaustritten bzw. -Spaltungen einer gesetzlichen Rege-
lung zuführen soll. Der Landtag tagte 2018 an insgesamt 
23 Sitzungstagen während rund 193 Stunden und beriet 
dabei über Gesetzesvorlagen, Finanzbeschlüsse, inter-
nationale Übereinkommen etc. (Vorjahr 18 Sitzungstage, 
ca. 132 Stunden). Nach der Eröffnungssitzung mit Thron-
rede vom 25. Januar 2018 trat der Landtag zu 8 ordentli-
chen Arbeitssitzungen zusammen, für welche jeweils bis 
zu 4 Arbeitstage in Anspruch genommen wurden. Die 
erste Arbeitssitzung begann am 28. Februar 2018, die 
letzte inklusive formeller Schliessung des Landtags en-
dete am 6. Dezember 2018. Die durchschnittliche Dauer 
eines Sitzungstages betrug im Berichtsjahr rund 9 Stun-
den. Im Berichtsjahr wurden 179 Landtagsbeschlüsse 
ausgefertigt (Vorjahr 141). 49 Gesetzesvorlagen wurden 
vom Landtag im Anschluss an die 2. Lesung erlassen 
(Vorjahr 52). Zudem behandelte der Landtag 14 Finanz-
vorlagen und 31 Wahlgeschäfte. Des Weiteren wurden 26 
Berichte (z. B. Hochbautenbericht, Verkehrsinfrastruk-
turbericht oder Bericht über die Justizpflege des Land-
gerichtes und des Obergerichtes) und diverse mündliche 
Informationen der Regierung zur Kenntnis genommen. 
Der Landtag hatte sich im Berichtsjahr 12-mal mit aus-
senpolitischen Vorlagen zu befassen, dazu debattierte 
er über periodische Standardtraktanden, wie beispiels-
weise den Rechenschaftsbericht in der Juni-Sitzung oder 
den Landesvoranschlag in der November-Sitzung. Diese 
beiden Themenkreise, zum einen die Finanzhoheit, zum 
anderen die Kontrolle der Staatsverwaltung, gehören 

verfassungsgemäss zu den bedeutendsten Aufgaben des 
Parlaments überhaupt. Während des Berichtsjahrs wur-
den 13 Einbürgerungsgesuche (Vorjahr 3) durch den 
Landtag in Behandlung gezogen und gutgeheissen. Die 
Aktuelle Stunde wurde 2-mal abgehalten, 6-mal wurde 
darauf verzichtet. Im Berichtsjahr wurden 29 parlamen-
tarische Eingänge eingereicht (Vorjahr 16), davon 2 In-
itiativen, 2 Motionen, 9 Postulate und 16 Interpellatio-
nen. Die Initiativen handelten von der Teilrevision der 
Geschäftsordnung des Landtags und von der Abände-
rung des Heimatschriftengesetzes. Die Motionen zielten 
auf die Lockerung der Reviewpflicht für Kleinunterneh-
men und auf die Privatisierung des Liechtensteinischen 
Rundfunks (Radio L) ab. Bei den Postulaten ging es 
u. a. um die Familienunterstützung, die steuerliche Ent-
lastung für Familien, die Medienförderung, das Sport-
stättenkonzept oder die Förderung und Stärkung einer 
ökologischeren Landwirtschaft. Auch im Berichtsjahr 
war die Anzahl an Interpellationen beträchtlich und die 
Themenbereiche entsprechend mannigfaltig. Die Inter-
pellationen handelten beispielsweise von der Überprü-
fung der Asylgesetzgebung, vom Umgang mit Cannabis 
in Liechtenstein, vom CO2-Gesetz, vom Cybermobbing 
oder vom dualen Bildungssystem. Die Beantwortung von 
Parlamentarischen Eingängen wie Postulaten und Inter-
pellationen durch die Regierung erfolgte gemäss Ge-
schäftsordnung des Landtags in schriftlicher Form. Im 
Berichtsjahr stellten die Abgeordneten 235 Kleine Anfra-
gen an die Regierung (Vorjahr 188). Gemäss Geschäfts-
ordnung wurden diese jeweils spätestens am Ende des 
3. Sitzungstages mündlich von der Regierung beantwor-
tet. In Ausnahmefällen können die Beantwortungen der 
Kleinen Anfragen schriftlich nachgereicht werden. Der 
Landtag tagte im Berichtsjahr 8-mal in nichtöffentlicher 
Sitzung. Normalerweise findet die nichtöffentliche Sit-
zung am ersten Tag der Landtagssitzung vor Beginn der 
öffentlichen Nachmittagssitzung statt. In den nichtöf-
fentlichen Sitzungen werden hauptsächlich vertrauliche 
Themen diskutiert und behandelt, wie beispielsweise die 
aktuelle Situation des liechtensteinischen Finanzplatzes, 
Personalentscheidungen oder organisatorische Belange, 
die den Landtag selbst betreffen. Im Berichtsjahr setzte 
der Landtag gleich zwei Besondere Landtagskommissio-
nen (BLK) ein. Eine zur Stärkung der Informationsrechte, 
eine zur Regelung von Parteiaustritten (mehr dazu unter 
der Rubrik «Landtagskommissionen»).

Landesausschuss

Gemäss Verfassung des Fürstentums Liechtenstein be-
sorgt der Landesausschuss die Geschäfte des Landtags 
und seiner ständigen Kommissionen während der Zeit 
zwischen Schliessung und Wiedereröffnung des Land-
tags. Unter dem Vorsitz von Landtagspräsident Albert 
Frick mit den Abgeordneten Jürgen Beck, Violanda Lan-
ter, Thomas Lageder und Daniel Oehry tagte der Landes-
ausschuss im Berichtsjahr 1-mal.
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Landtagskommissionen – Ständige  
Kommissionen

Landtagskommissionen tagen in nichtöffentlichen Sitzun-
gen. Sie haben vor allem beratende und abklärende Funk-
tion und informieren das Plenum in der Regel schriftlich 
anhand von Sitzungsprotokollen oder Berichten.

Aussenpolitische Kommission
Die Aussenpolitische Kommission tagte 2018 in 8 Ar-
beitssitzungen und stattete im September der ständigen 
Botschaft in New York im Zuge der UNO-Generalver-
sammlung einen Arbeitsbesuch ab. Ihr gehörten Land-
tagspräsident Albert Frick (Vorsitz) und die Abgeordne-
ten Thomas Lageder, Jürgen Beck, Eugen Nägele und 
Manfred Kaufmann als Mitglieder an. Neben der Vor-
beratung aussenpolitischer Traktanden des Landtags 
wurden unter anderem diverse Übereinkommen sowie 
Beschlüsse des gemeinsamen EWR-Ausschusses behan-
delt. Zu den Standardtraktanden gehörten die Berichte 
der Regierung zur aussenpolitischen Lage, die Jahres-
berichte der einzelnen Delegationen bei den internatio-
nalen Parlamentarier-Organisationen (Europarat, OSZE, 
IPU, EWR / EFTA etc.) sowie die Berichte der EFTA und 
der Europäischen Überwachungsbehörde (ESA). Die Re-
gierung informierte zudem periodisch über aktuelle Ent-
wicklungen betreffend den Finanzplatz Liechtenstein 
sowie über die Aufgaben und die personellen Anforde-
rungen im Bereich der liechtensteinischen Aussenpoli-
tik. Themenschwerpunkte im Berichtsjahr waren die 
Brexit-Verhandlungen, die Vorberatung der Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO) und der UN-Migrationspakt 
(GCM). Des Weiteren wurden u. a. die folgenden Trak-
tanden behandelt: Übereinkommen der Vereinten Natio-
nen über die Verträge über den internationalen Waren-
kauf; Vereinbarung zwischen der zuständigen Behörde 
des Fürstentums Liechtenstein und der zuständigen Be-
hörde der Vereinigten Staaten von Amerika über den 
Austausch länderbezogener Berichte; Notifikation der 
Partnerstaaten gemäss Abschnitt 7 Absatz 1 Buchstabe 
f der Multilateralen Vereinbarung der zuständigen Be-
hörden über den automatischen Informationsaustausch 
über Finanzkonten; Genehmigung und Umsetzung des 
Notenaustausches zwischen dem Fürstentum Liechten-
stein und der EU betreffend die Übernahme der Richt-
linie (EU) 2017 / 853 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 17. Mai 2017 über die Kontrolle des Er-
werbs und des Besitzes von Waffen (Weiterentwicklung 
des Schengen-Besitzstands) sowie die Abänderung des 
Gesetzes über Waffen, Waffenzubehör und Munition; 
Abkommen zwischen der Regierung des Fürstentums 
Liechtenstein und dem Schweizerischen Bundesrat über 
die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der musi ka lischen 
Bildung (Programm Jugend und Musik); Abkommen zur 
Vereinbarkeit zu einer gemeinsamen Auktionsplattform 
und das Abkommen zur Vereinbarung zu einer gemein-
samen Auktionsaufsicht.

Finanzkommission
Die Finanzkommission wurde im Berichtsjahr von den 
Abgeordneten Christoph Wenaweser (Vorsitz), Wende-
lin Lampert, Herbert Elkuch und den stv. Abgeordne-
ten Rainer Beck und Wolfgang Marxer gebildet. In 10 
Sitzungen wurde über finanzrelevante Themen beraten. 
Die Arbeit der Finanzkommission besteht gemäss Art. 
65 der Geschäftsordnung für den Landtag des Fürsten-
tums Liechtenstein (LGBl. 2013 Nr. 9) in der Prüfung und 
Begutachtung des Landesvoranschlags, in der Prüfung 
und Begutachtung sämtlicher von der Regierung zu-
handen des Landtags verabschiedeten Vorlagen mit fi-
nanziellen Auswirkungen und in der Wahrnehmung von 
Aufgaben nach der Finanzhaushaltsgesetzgebung. Ne-
ben den jährlich wiederkehrenden Traktanden (Landes-
voranschlag und Finanzplanung, Nachtragskredite und 
Kreditüberschreitungen, Erwerb und Veräusserung von 
Grundstücken, Anlagestrategie der Poolanlagen, Kennt-
nisnahme von Geschäftsberichten, Hochbautenbericht, 
Verkehrsinfrastrukturbericht etc.) gab es im Berichtsjahr 
insbesondere folgende Behandlungsthemen: Schaffung 
einer 15. Richterstelle beim Fürstlichen Landgericht; fi-
nanzielle Auswirkungen bezüglich Datenschutzgrund-
verordnung (DSGVO); Staatsbeitrag an die Kosten der 
obligatorischen Krankenpflegeversicherung der übri-
gen Versicherten für das Jahr 2019; Abänderung des 
Steuergesetzes; Abänderung des Sportgesetzes; Ver-
pflichtungskredit für die Durchführung von zwei Lang-
lauf Weltcup-Rennen im Rahmen der «Tour de Ski» in 
den Wintersaisons 2019 / 2020 und 2020 / 2021 in Liech-
tenstein; Verpflichtungskredit und Nachtragskredit für 
ein Schulraumprovisorium für die Berufsmaturitäts-
schule am Standort Giessen in Vaduz; Anpassung des 
Faktors(K) zur Festlegung des Mindestfinanzbedarfs für 
die Finanzausgleichsperiode 2020-2023; Forderungsver-
zicht auf das ausstehende Darlehen sowie die Darlehens-
verzinsung 2018 des Liechtensteinischen Landesspitals; 
Nachtragskredit für den Liechtensteinischen Rundfunk 
(Radio L); Abänderung des Gesetzes über die Liechten-
steinische Landesbank (Abschaffung der Staatsgarantie). 
Zudem trifft sich die Finanzkommission jährlich mit der 
Liechtensteinischen Landesbank zu einem Informations-
austausch.

Geschäftsprüfungskommission
Gemäss Art. 63 Abs. 1 der Verfassung steht dem Land-
tag das Recht der Kontrolle über die gesamte Staatsver-
waltung unter Einschluss der Justizverwaltung zu. Der 
Landtag übt dieses Recht u. a. durch die Geschäftsprü-
fungskommission aus. Gem. Art. 66 der Geschäftsord-
nung für den Landtag (LGBl. 2013 Nr. 9) übt die Ge-
schäftsprüfungskommission neben der Kontrolle über 
die Staatsverwaltung auch die Kontrolle über das Gesetz 
über die Steuerung und Überwachung öffentlicher Un-
ternehmen aus. Sie prüft zudem die Jahresrechnung und 
den Rechenschaftsbericht, die Ämter der Verwaltung 
und nimmt besondere Aufgaben gem. konkreten Aufträ-
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gen des Landtags wahr. Im Berichtsjahr bekam die Kom-
mission 2 solcher Spezialaufträge vom Landtag erteilt. 
Zum einen die Klärung diverser Fragen zur personellen 
Situation beim Liechtensteinischen Entwicklungsdienst; 
zum anderen den Regierungsentscheid zum Verzicht ei-
ner Klage hinsichtlich der Vorkommnisse bei der Liech-
tensteinischen Post AG bezüg lich des Projekts «eSoluti-
ons» zu untersuchen. Die Geschäftsprüfungskommission 
wird in ihrer Arbeit durch die Finanzkontrolle unterstützt 
und trat im Berichtsjahr zu insgesamt 10 Sitzungen zu-
sammen. Ihr gehörten die Abgeordneten Thomas Rehak 
(Vorsitz), Georg Kaufmann, Frank Konrad und die stv. 
Abgeordneten Alexander Batliner und Ado Vogt an. Ne-
ben den jährlich wiederkehrenden Traktanden wie den 
IT- und Security-Reviews, der Überprüfung der Eigner- 
und Beteiligungsstrategien (Beteiligungscontrolling) 
sowie den diversen Berichten der Finanzkontrolle (u. a. 
zur Landesrechnung), lag das Hauptaugenmerk im Be-
richtsjahr auf folgenden Themenbereichen: Liechten-
steinisches Landesspital – Schaffung eines Mütterzent-
rums; Abberufung des Verwaltungsratspräsidenten der 
Telecom FL AG; Thematik des Umgangs mit Bürgeranlie-
gen – rechtliche Grundlagen; Finanzielle und personelle 
Situation beim Liechtensteinischen Rundfunk (Radio L). 
Während des Berichtsjahres stattete die Geschäftsprü-
fungskommission dem Amt für Bau und Infrastruktur und 
dem Amt für Soziale Dienste Arbeitsbesuche ab. Diese 
Besuche vor Ort gewähren der Geschäftsprüfungskom-
mission jeweils interessante Einblicke in die Geschäfts-
tätigkeiten und Arbeitsabläufe der entsprechenden Äm-
ter. Zudem eröffnen diese Besuche den Mitgliedern der 
Geschäftsprüfungskommission die Möglichkeit, allfällige 
spezifische Probleme bei den betreffenden Stellen näher 
erörtern zu können. 

Landtagspräsidium
Neben Landtagspräsident Albert Frick und Landtagsvi-
zepräsidentin Gunilla Marxer-Kranz gehörten die Frak-
tionssprecher Daniel Oehry (FBP), Günter Vogt (VU), Ge-
org Kaufmann (FL) und Harry Quaderer (DU) – bis zur 
Sommerpause – sowie Landtagssekretär Josef Hilti mit 
beratender Stimme dem Landtagspräsidium an. Nach 
der Parteispaltung der DU nahm ab September Herbert 
Elkuch (NF) Einsitz im Landtagspräsidium, welches im 
Berichtsjahr zu 11 Sitzungen zusammentrat. Das Land-
tagspräsidium befasst sich hauptsächlich mit der Fest-
legung der Tagesordnungen für die öffentlichen und 
nichtöffentlichen Landtagssitzungen. Des Weiteren wur-
den im Besonderen die nachfolgenden Themen beraten: 
300 Jahre Liechtenstein-Feierlichkeiten 2019; bauliche 
Sanierungsmassnahmen beim Landtagsgebäude; Land-
tagsbudget 2019, Anpassung des Prozesses bei der Ak-
tuellen Stunde infolge einer Abänderung der Geschäfts-
ordnung; Neugestaltung der Liste der Parlamentarischen 
Eingänge, Festlegung der Sitzungstermine des Landtags 
per 2019; Festlegung einer Vereinbarung betreffend die 
Trennung der DU–Fraktion zuhanden des Landtags; Vor-

bereitung diverser Wahlgeschäfte für den Landtag. Das 
Landtagspräsidium folgte am 12. März der Einladung zu 
einem Besuch beim Kantonsrat in Zürich. Am 21. und 
22. März traf sich die Schweizerisch-Liechtensteinische 
parlamentarische Freundschaftsgruppe in Bern. Am 
25. April fand ein Besuch des Grossen Rates des Kan-
tons Aargau in Vaduz statt. Vom 19. bis 21. September 
amtete Liechtenstein unter dem Vorsitz von Landtags-
präsident Albert Frick als Gastgeber der Parlamentsprä-
sidenten-Konferenz europäischer Kleinstaaten. Dieser 
Konferenz gehören neben Liechtenstein die Staaten An-
dorra, Island, Luxemburg, Malta, Monaco, Montenegro, 
San Marino und Zypern an. An der Konferenz wurden die 
Themen Souveränität von Kleinstaaten, politische Parti-
zipation sowie internationale Beziehungen und Diploma-
tie: Strategien und Schwerpunkte behandelt. Vom 8. bis 
10. Oktober folgte Landtagspräsident Albert Frick einer 
Einladung des norwegischen Parlaments zu einem Be-
such nach Oslo, Norwegen. Im Zuge dieses Besuchs traf 
Landtagspräsident Albert Frick auch mit dem norwegi-
schen Kronprinzen Haakon zu einem Gespräch zusam-
men. Vom 16. bis 17. November nahm Landtagspräsident 
Albert Frick am 40. «Annual Forum of Parliamentarians 
for Global Action» in Kiev, Ukraine teil. Die Konferenz 
widmete sich schwerpunktmässig den Thematiken des 
«International Criminal Court and the Rule of Law (CAP-
ICC)». Anlässlich des 40. Beitrittsjahrs Liechtensteins 
beim Europarat nahm Landtagspräsident Albert Frick in 
Begleitung der liechtensteinischen Parlamentarierdele-
gation am 26. November an der offiziellen Feierlichkeit 
in Strassburg teil.

EWR-Kommission 
Die EWR-Kommission überprüft die Beschlüsse des Ge-
meinsamen EWR-Ausschusses in Brüssel mit Blick da-
rauf, ob sie gemäss Art. 8 Abs. 2 der Verfassung dem 
Landtag zur Behandlung und Entscheidung vorzulegen 
sind. Die Mitglieder der EWR-Kommission, die Abge-
ordneten Elfried Hasler (Vorsitz), Thomas Vogt, Patrick 
Risch und die stv. Abgeordneten Peter Frick und Ado 
Vogt überprüften in 9 Sitzungen die Beschlüsse des Ge-
meinsamen EWR-Ausschusses bzw. die EU-Richtlinien 
und -Verordnungen. Die Unterlagen dazu werden jeweils 
direkt von der Stabsstelle EWR zur Verfügung gestellt. 
Im Berichtsjahr wurden 433 EU-Rechtsakte (total seit 
Abkommen 9'720) durch 258 Beschlüsse (total seit Ab-
kommen 4'494) des Gemeinsamen EWR-Ausschusses in 
das EWR-Abkommen übernommen (Quelle: Stabsstelle 
EWR / EEA Coordination Unit).

Richterauswahlgremium
Aufgrund der während des Berichtsjahres eingetretenen 
Veränderungen bei der Zusammensetzung des Landtags 
und unter Berücksichtigung der entsprechenden Wäh-
lergruppen veränderte sich auch die Zusammensetzung 
des Richterauswahlgremiums. Auf den Abgeordneten 
Johannes Kaiser folgte der Abgeordnete Daniel Seger, 
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der Abgeordnete Thomas Rehak wurde durch den Ab-
geordneten Jürgen Beck ersetzt. Die Abgeordneten Tho-
mas Vogt und Thomas Lageder waren wie vorgesehen 
das ganze Jahr Mitglieder des Gremiums, welches im Be-
richtsjahr zu 5 Sitzungen zusammenkam, um seine Auf-
gabe adäquat zu erfüllen. Die vom Richterauswahlgre-
mium dem Landtag in Vorschlag gebrachten Kandidaten 
wurden allesamt gewählt.

Landtagskommissionen – Besondere  
Landtagskommissionen (BLK)

Gem. Art. 69 der Geschäftsordnung für den Landtag 
kann der Landtag zur Vorberatung der Verhandlungs-
gegenstände oder aktuellen politischen Fragen beson-
dere Kommissionen bestellen. Im Berichtsjahr wurde 
im Landtag die Einsetzung von 2 besonderen Landtags-
kommissionen (BLK) beschlossen. Zum einen eine BLK 
zur Stärkung der Informationsrechte und zum anderen 
eine BLK zur Regelung von Parteiaustritten. Die ver-
mehrte Einsetzung von Besonderen Landtagskommis-
sionen bedeutet gerade auch für den Parlamentsdienst 
eine deutlich grössere Beanspruchung der vorhandenen 
Ressourcen.

BLK Stärkung Informationsrechte
Die Besondere Landtagskommission (BLK) zur Stärkung 
der Informationsrechte wurde im Zuge einer eingebrach-
ten Gesetzesinitiative vom Landtag mit dem Auftrag ein-
gesetzt, das Anliegen der Initiative zur Stärkung des In-
formationsrechtes mit dem Ziel weiterzuverfolgen, eine 
Lösung im Sinne der Informationsrechte des Landtags zu 
erarbeiten. Aufgrund der veränderten Parteienlandschaft 
im Hohen Hause im Berichtsjahr änderte sich auch die 
ursprüngliche Zusammensetzung der Kommission. Die 
BLK nahm im März des Berichtsjahres ihre Arbeit auf, 
seit der zweiten Sitzung im April amtet der Abgeordnete 
Patrick Risch als Vorsitzender. Weitere Mitglieder der 
BLK sind die Abgeordneten Daniel Oehry, Günter Vogt, 
Johannes Kaiser und Thomas Rehak. Als Rechtsbeistand 
der Kommission fungiert Verfassungsexperte Marzell 
Beck, die Regierung wird vom Rechtsdienst unterstützt. 
Im Berichtsjahr fanden 7 Sitzungen statt. Die BLK Stär-
kung Informationsrechte wird im kommenden Jahr ihre 
Arbeit fortsetzen. 

BLK Regelung Parteiaustritt
Im November des Berichtsjahres wurde die BLK zur Re-
gelung von Parteiaustritten eingesetzt. Der Landtag defi-
nierte den Auftrag der BLK anlässlich seiner Sitzung im 
Dezember. Dieser sieht vor, dass die BLK die besonderen 
Situationen, welche mit dem während des Sitzungsjahres 
erfolgten Parteiaustritt bzw. der Parteispaltung geschaf-
fen wurden, analysiert und entsprechende Normierungs-
vorschläge erarbeitet. Der BLK Regelung Parteiaustritt 
unter dem Vorsitz von Landtagspräsident Albert Frick 
gehören zudem die Abgeordneten Violanda Lanter,  

Georg Kaufmann, Daniel Oehry, Günter Vogt und Tho-
mas Rehak an. Die Besondere Landtagskommission 
tagte im Berichtsjahr 2-mal. 

Parlamentarische Delegationen

Der Landtag wählt seine Delegationen für die Parlamen-
tarischen Versammlungen internationaler Organisatio-
nen oder für Parlamentarierorganisationen zu Beginn 
einer Mandatsperiode für 4 Jahre. Die Delegationen sind 
laut Geschäftsordnung angehalten, dem Landtag jähr-
lich bis Ende April einen Tätigkeitsbericht, welcher im 
Plenum diskutiert wird, zu unterbreiten. Die Berichte 
sind öffentlich und geben Auskunft über die in den je-
weiligen internationalen Gremien geführten Themende-
batten. Die Berichte können bei der Regierungskanzlei 
oder beim Parlamentsdienst bezogen werden. Bezüglich 
Detailliertheit der folgenden Kurzberichte sei an dieser 
Stelle auf die ausführlicheren Berichte der jeweiligen De-
legationen hingewiesen. 

Parlamentarische Versammlung des Europarates
Die Parlamentarische Versammlung ist das beratende 
Gremium des Europarats, das aus Abgeordneten der 47 
nationalen Parlamente besteht. Die Versammlung be-
steht aktuell aus 648 Mitgliedern, davon 324 Stellver-
treter. Liechtenstein hat ein Kontingent von zwei Mit-
gliedern und zwei Stellvertretern. Die Delegation bei 
der Parlamentarischen Versammlung des Europarats 
in Strassburg setzte sich im Berichtsjahr aus den Ab-
geordneten Susanne Eberle-Strub (Delegationsleiterin) 
und Christoph Wenaweser als ordentliche Mitglieder, 
sowie Daniel Seger und Günter Vogt als Ersatzmitglie-
der zusammen. Die Parlamentarische Versammlung des 
Europarats war die erste pan-europäische Versamm-
lung in der Geschichte unseres Kontinents. Mit den De-
legationen aus den nationalen Parlamenten ist sie das 
grösste politische Forum Europas. Im Berichtsjahr fan-
den neben diversen Ausschusssitzungen insgesamt vier 
Sessionen der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarats in Strassburg statt, an welchen die liechten-
steinische Delegation vertreten war (22. bis 26. Januar; 
23. bis 27. April; 25. bis 29. Juni; 8. bis 12. Oktober). 
Dominierendes Thema der Versammlung war die Ver-
öffentlichung eines Berichts über Korruptionsvorwürfe, 
welcher von einer unabhängigen externen Untersu-
chungskommission vorgestellt wurde. Die Untersu-
chungskommission kommt in ihrem über 200-seitigen 
Bericht zum Schluss, dass es einen starken Verdacht 
gibt, dass sich einige aktive und ehemalige Mitglieder 
der Versammlung korrupten Aktivitäten hingegeben 
hätten. Insgesamt werden mehr als ein Dutzend Parla-
mentarier aus verschiedenen Mitgliedsländern genannt, 
die gegen die Verhaltensregeln und den Ethikstandard 
des Europarats verstossen haben sollen. Die im Bericht 
enthaltenen Vorwürfe reichen in die höchsten Gremien 
der Parlamentarischen Versammlung. Im Zuge der Auf-
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arbeitung der Korruptionsvorwürfe innerhalb der Ver-
sammlung wurden verschiedene Sanktionen und Mass-
nahmen beschlossen. So wurde ehemaligen Mitgliedern 
der lebenslange Zutritt zu den Gebäuden des Europa-
rats entzogen. Ebenfalls wurde aktiven Mitgliedern der 
Versammlung eine Reihe von Rechten in der Versamm-
lung für mehrere Jahre vorenthalten. Die russische De-
legation reichte im Berichtsjahr wiederum keine Be-
glaubigungsschreiben ein und nimmt somit seit 2014 
an den Sitzungen der Versammlung nicht teil. Ebenso 
hat Russland seine Beitragszahlungen eingestellt, so-
lange seine Delegation in der Versammlung kein Stimm-
recht besitzt. Diese Massnahmen stellen den Europarat 
als Institution vor ernste finanzielle Herausforderungen, 
welche gegebenenfalls zu starken Einschnitten auf al-
len Ebenen führen könnten. Darüber hinaus wurde über 
die nachstehenden Themen debattiert und Entschlies-
sungen verabschiedet: Verantwortungsvolles Handeln 
im Fussball; Die Schaffung eines Rahmens für verant-
wortungsbewusstes Handeln im Sport; Die humanitären 
Folgen des Krieges in der Ukraine; Die Notwendigkeit 
eines Bürgergeldes; Der Klimawandel und die Umset-
zung des Pariser Abkommens; Erfahrungen im Hinblick 
auf die Finanzierung der Terrorgruppe «Islamischer 
Staat»; Integration, Stärkung des Selbstbewusstseins 
und des Schutzes von Migrantenkindern mithilfe der 
Schulpflicht; Die Herstellung eines Ausgleichs zwischen 
dem Wohl des Kindes und der Notwendigkeit, Familien 
zusammenzuhalten; Zwangsehen in Europa; Uneinge-
schränkter Zugang der Menschenrechtsüberwachungs-
organe des Europarats und der Vereinten Nationen zu 
den Mitgliedstaaten sowie auch zu den Grauzonen; Nu-
kleare Sicherheit in Europa. 

EWR / EFTA-Parlamentarierkomitee
Die Hauptaufgaben der EWR / EFTA-Parlamentarierko-
mitees sind, sich mit Fragen des EWR bzw. der EFTA 
auseinanderzusetzen und Stellungnahmen dazu abzu-
geben. Die Delegation des Liechtensteinischen Parla-
ments bei den EFTA- und EWR-Parlamentarierkomi-
tees setzte sich im Berichtsjahr aus den Abgeordneten 
Elfried Hasler (Delegationsleiter) und Harry Quaderer 
als ordentliche Mitglieder, sowie dem Abgeordneten 
Manfred Kaufmann und dem stellvertretenden Abge-
ordneten Michael Ospelt als Ersatzmitglieder zusam-
men. Neben den Delegationen aus Liechtenstein waren 
regelmässig Parlamentarier aus Island, Norwegen und 
der Schweiz an den Sitzungen vertreten. Die Delega-
tion nahm vom 19. bis 21. März an einem Treffen zum 
Thema Brexit in London teil. Es fanden Gespräche mit 
Mitgliedern des Unter- und Oberhauses des britischen 
Parlaments, mit Regierungsvertretern, mit hochrangi-
gen Beamten sowie mit Branchen- und Industriever-
bänden statt. Hauptziel des Besuchs war es, die künf-
tigen Handelsbeziehungen zwischen dem Vereinigten 
Königreich und den EFTA-Staaten nach dem Brexit zu 
erörtern. Vom 15. bis 20. April nahm die Delegation an 

einem Arbeitsbesuch in Buenos Aires und Montevideo 
teil. Im Mittelpunkt der verschiedenen Treffen standen 
die laufenden Verhandlungen über ein Freihandelsab-
kommen zwischen den Mitgliedstaaten der EFTA und 
jenen des Mercosur. Das 50. Treffen des Gemeinsamen 
EWR- und EU-Parlamentarierkomitees fand am 7. und 
8. Mai in Stavanger statt. Dabei wurde ein Beschluss 
zum «Jahresbericht 2017 über das Funktionieren des 
EWR-Abkommens» verabschiedet. Vom 24. bis 26. Juni 
nahm die Delegation am 116. EFTA-CMP-Meeting, am 
58. EFTA-Ministertreffen und am 19. Joint Meeting mit 
dem Konsultativkomitee in Sauðárkrókur teil. Das Par-
lamentarierkomitee wurde über die neuesten Entwick-
lungen bezüglich Freihandelsabkommen und über das 
Funktionieren des EWR-Abkommens informiert. Ebenso 
wurden der Austritt des Vereinigten Königreichs aus 
der Europäischen Union und die möglichen Konsequen-
zen auf das EWR-Abkommen diskutiert. Am 20. No-
vember fand ein Treffen der EWR / EFTA-Minister mit 
dem Parlamentarier- sowie dem Konsultativkomitee in 
Brüssel statt. Danach traf sich das Parlamentarierkomi-
tee mit Michel Barnier, EU-Chefunterhändler für den 
Brexit. Michel Barnier stellte den Entwurf des Abkom-
mens zwischen der Europäischen Union und dem Ver-
einigten Königreich vor und beantwortete Fragen der 
Abgeordneten. Anschliessend nahm die Delegation am 
117. EFTA-CMP-Meeting und am 59. EFTA-Minister-
treffen in Genf teil. Das 51. Treffen des Gemeinsamen 
EWR- und EU-Parlamentarierkomitees fand am 12. und 
13. Dezember in Strassburg statt. Dabei standen das 
Funktionieren des EWR-Abkommens sowie der Aus-
trittsprozess des Vereinigten Königreichs aus der EU im 
Mittelpunkt der Gespräche. 

Die Parlamentarische Versammlung der OSZE (Or-
ganisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in  
Europa)
Ziel der Parlamentarischen Versammlung der OSZE ist 
es, die parlamentarische Seite innerhalb der OSZE zu 
stärken sowie den Dialog und die Zusammenarbeit zwi-
schen den Abgeordneten zu erleichtern. Sie spielt eine 
führende Rolle bei Wahlbeobachtungen und stärkt die 
internationale Zusammenarbeit zur Umsetzung gemein-
samer Selbstverpflichtungen in den Bereichen Sicher-
heit und Politik, Wirtschaft und Umwelt sowie Demo-
kratie und Menschenrechte. Die OSZE PV vereint 323 
Abgeordnete aus 57 Teilnehmerstaaten. Die Delegation 
der Parlamentarischen Versammlung der OSZE setzte 
sich im Berichtsjahr aus dem Abgeordneten Günter Vogt 
(Delegationsleiter) und der stellvertretenden Abgeord-
neten Helen Konzett als ordentliche Mitglieder sowie 
den Abgeordneten Violanda Lanter-Koller und Eugen 
Nägele als Ersatzmitglieder zusammen. Im Berichtsjahr 
fanden wiederum drei Tagungen statt. Die 17. Winter-
tagung der Parlamentarischen Versammlung fand am 
22. und 23. Februar in Wien statt. Liechtenstein wurde 
vom Abgeordneten Günter Vogt und der stellvertreten-
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den Abgeordneten Helen Konzett vertreten. An den Sit-
zungen der drei Ausschüsse wurden die Themen für 
die Jahrestagung erläutert und spezifiziert. Die 27. Jah-
restagung der Parlamentarischen Versammlung fand 
vom 7. bis zum 11. Juli in Berlin statt. Liechtenstein 
wurde vom Abgeordneten Günter Vogt und der stell-
vertretenden Abgeordneten Helen Konzett vertreten. 
Die Jahrestagung stand unter dem Thema «Umsetzung 
der OSZE-Verpflichtungen: Die Rolle der Parlamente». 
Folgende Themen wurden unter anderem debattiert: 
Stärkung der Sichtbarkeit der Parlamentarischen Ver-
sammlung der OSZE in den nationalen Parlamenten der 
Teilnehmerstaaten; Bekräftigung der Verpflichtungen 
und der Garantien für eine wirksame Tätigkeit der OSZE; 
Andauernde Verletzungen der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten in der autonomen Republik Krim und 
der Stadt Sewastopol (Ukraine); Verletzungen der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten in der Russischen Fö-
deration; Prävention und Bekämpfung geschlechtsspe-
zifischer Gewalt; Minderjährige auf der Flucht: Die Rolle 
der OSZE und der Parlamentarischen Versammlung der 
OSZE beim Aufbau eines wirksamen Schutzrahmens. 
Am Ende der Tagung wurde die «Berliner-Erklärung» 
verabschiedet, welche sämtliche 57 Mitgliedstaaten 
auffordert, sich auf höchster politischer Ebene zur vol-
len Umsetzung der OSZE-Verbindlichkeiten sowie zur 
Stärkung der Organisation zu verpflichten. Die Herbst-
tagung der Parlamentarischen Versammlung fand vom 
3. bis zum 6. Oktober in Bischkek statt. Aufgrund der 
zeitlichen Überscheidung mit der Oktober-Landtagssit-
zung konnte keine Delegation an die Tagung entsandt 
werden. Die Herbstkonferenz eröffnet den Mitgliedern 
der Versammlung die Möglichkeit, Fachexperten auf 
spezielle Themen, welche für die OSZE-Staaten von 
besonderem Interesse sind, anzusprechen. Am 28. Ok-
tober nahm die stellvertretende Abgeordnete Helen 
Konzett als Wahlbeobachterin an den Präsidentschafts-
wahlen in Georgien teil.

Interparlamentarische Union (IPU)
Der liechtensteinischen Delegation bei der Interparla-
mentarischen Union (IPU) gehörten die Abgeordneten 
Mario Wohlwend als Delegationsleiter und Johannes 
Hasler als ordentliches Mitglied sowie der Abgeordnete 
Jürgen Beck und der stellvertretende Abgeordnete Wolf-
gang Marxer als stellvertretende Delegationsmitglieder 
an. Wie in den Vorjahren fanden im Berichtsjahr neben 
verschiedenen Sitzungen der diversen Arbeits- und Ex-
pertengruppen der IPU zwei grosse Jahreskonferenzen 
statt. Die 138. IPU-Konferenz tagte vom 22. bis 28. März, 
die 139. IPU-Konferenz fand vom 14. bis zum 18. Okto-
ber statt. Beide Konferenzen wurden in Genf abgehal-
ten. Die liechtensteinische Delegation war jeweils durch 
Mario Wohlwend und Johannes Hasler sowie Delegati-
onssekretärin Gabriele Wachter vertreten. Hauptthemen 
der Sitzungen waren die grundlegende Revision der Sta-
tuten und Reglemente der IPU zur Modernisierung der 

Organisation, die Wahrung des Friedens als Instrument 
für nachhaltige Entwicklung erneuerbarer Energien, die 
zentrale Rolle der Parlamente bei der Förderung von 
Frieden und Entwicklung im Zeitalter der Innovation und 
des technischen Wandels sowie die Intensivierung der 
interparlamentarischen Zusammenarbeit und der Gover-
nance im Migrationsbereich.

Internationale Parlamentarier-Konferenz Bodensee
Die Internationale Parlamentarier-Kommission Boden-
see (IPBK) ist ein Forum mit der Aufgabe und dem Ziel, 
in einem zweimal jährlich durchgeführten Informations- 
und Meinungsaustausch grenzüberschreitende Prob-
leme zu erörtern, gemeinsame Lösungen anzustreben 
und sich über ihre Mitglieder in den Parlamenten für 
deren Umsetzung einzusetzen. Dabei treffen sich je-
weils Parlamentarier aus Baden-Württemberg, Bayern, 
Vorarlberg, St. Gallen, Appenzell, Schaffhausen, Thur-
gau, Zürich und Liechtenstein. Im Berichtsjahr vertra-
ten Landtagspräsident Albert Frick (Delegationsleiter), 
die Abgeordneten Violanda Lanter und Patrick Risch 
und der stv. Abgeordnete Ado Vogt den liechtensteini-
schen Landtag in diesem Gremium. Aufgrund der Re-
vision des IPBK-Statuts kamen zu den beiden Haupt-
konferenzen auch im Berichtsjahr mit Beteiligung 
Liechtensteins (aufgrund des Vorsitzes im Vorjahr) 3 
Sitzungen des Steuerungsausschusses und 2 Sitzungen 
des IPBK-Sekretariats hinzu. Den Vorsitz im Berichtsjahr 
hatte der Kanton Schaffhausen inne, nächstes Jahr wird 
ihn der Kanton Thurgau innehaben. Gleichzeitig schei-
det Liechtenstein als Mitglied des Steuerungsausschus-
ses und des IPBK-Sekretariats aus und wird durch das 
Land Vorarlberg ersetzt, welches den Vorsitz nach dem 
Kanton Thurgau innehaben wird. Die 50. Sitzung der 
IPBK (Frühjahrskonferenz) fand am 13. April 2018 im 
Kantonsratssaal in Schaffhausen statt, Kantonsrat Mar-
kus Müller, leitete als Vorsitzender die Konferenz. The-
menschwerpunkt der Konferenz war die «Revitalisierung 
von Grenzgewässern» mit zwei entsprechenden Refera-
ten. Des Weiteren gab es Berichte der Internationalen 
Bodensee-Konferenz (IBK), des Städtebundes Boden-
see und der Arbeitsgruppen «Gesamtverkehrskonzept» 
und «Fluglärm». Auch wurde der Schadstoffausstoss 
der internationalen Bodensee- und Rheinschifffahrt und 
die Thematik Funkfrequenz behandelt. Die 51. Sitzung 
der IPBK (Herbstkonferenz) fand wiederum unter dem 
Vorsitz von Markus Müller am 19. Oktober 2018 in der 
Trotte in Osterfingen statt. Schwerpunkte der Konferenz 
bildeten dabei 3 Referate zu den Themen «Bedeutung 
des Rebbaus rund um den Bodensee», «Mikroschad-
stoffe im Wasser: Situation, Herausforderungen und 
Lösungsansätze» und «Energiegewinnung aus Gewäs-
sern». Dazu gab es abermals Berichte aus den beiden 
Arbeitsgruppen, des Städtebundes Bodensee sowie zum 
Thema Funkfrequenz. Zudem wurde die Zusammenar-
beit zwischen IBK und IPBK im Zuge einer Kooperati-
onsvereinbarung diskutiert. 
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Parlamentsdienst

Bestellung, Dienstrecht und die Aufgabenbereiche des 
Parlamentsdienstes sind in den Art. 16 und 17 der Ge-
schäftsordnung für den Landtag (GOLT) umrissen. Ob-
wohl der Landtag als Institution bereits 1818 geschaffen 
wurde, nahm der Parlamentsdienst seinen Betrieb erst 
im Jahre 1990 auf. Heute besteht der Parlamentsdienst 
aus dem Landtagssekretär Josef Hilti, seinem Stellvertre-
ter Philipp Pfeiffer, drei Vollzeitangestellten, einer Teil-
zeit-Mitarbeiterin und zwei Schreibkräften auf Teilzeitba-
sis. Der Landtagssekretär und sein Stellvertreter werden 
gemäss Art. 16, Abs. 2 GOLT vom Landtag bestellt. Der 
Parlamentsdienst ist insbesondere verantwortlich für die 
Protokollierung der Landtagsdebatten, der Kommissi-
ons- und Delegationssitzungen sowie für die Erstellung 
der Landtagsbeschlüsse. Zudem ist der Parlaments-
dienst die offizielle Anlaufstelle des Landtags für andere 
Parlamente und internationale Organisationen. Der Ar-
beitsanfall ist seit Inbetriebnahme im Jahre 1990 insbe-
sondere aufgrund der generell verstärkten Internationa-
lisierung der Parlamentsarbeiten stetig angewachsen. 
Der Parlamentsdienst verfügt derzeit zur Arbeits- und 
Aufgabenbewältigung inklusive den Schreibkräften über 
6.4 Stellen. Die Landtagsbroschüren (in deutscher und 
englischer Sprache) sowie Broschüren zum Landtagsge-
bäude können kostenlos beim Parlamentsdienst angefor-
dert werden. Interessierte haben zudem die Möglichkeit, 
weitere vielfältige Informationen auf der Homepage des 
Landtags (www.landtag.li) einzusehen. 

Überblick über die Landtagsbeschlüsse im 
Jahre 2018

Eröffnungssitzung vom 25. Januar 2018
–   Thronrede S.D. Erbprinz Alois von und zu Liechten-

stein
   S.D. Erbprinz Alois von und zu Liechtenstein eröffnet 

die Landtagssession und richtet die Thronrede an die 
Landtagsabgeordneten.

–  Ansprache des Alterspräsidenten
  Alterspräsident Albert Frick hält seine Ansprache.
–  Wahl des Landtagspräsidenten
  Als Landtagspräsident wird gewählt: 
  –  Abg. Albert Frick
–  Wahl der Landtagsvizepräsidentin
  Als Landtagsvizepräsidentin wird gewählt: 
  –  Abg. Gunilla Marxer-Kranz
–  Wahl der Schriftführer
  Als Schriftführer werden gewählt:
  –  Abg. Johannes Hasler
  –  Abg. Manfred Kaufmann
–  Wahl der Aussenpolitischen Kommission
  In die Aussenpolitische Kommission werden gewählt:
  –  Landtagspräsident Albert Frick (Vorsitz) 
  –  Abg. Jürgen Beck
  –  Abg. Manfred Kaufmann

  –  Abg. Thomas Lageder
  –  Abg. Eugen Nägele
–  Wahl der Finanzkommission
  In die Finanzkommission werden gewählt:
  –  Abg. Christoph Wenaweser (Vorsitz) 
  –  Stv. Abg. Rainer Beck
  –  Abg. Herbert Elkuch
  –  Abg. Wendelin Lampert
  –  Stv. Abg. Wolfgang Marxer
–  Wahl der Geschäftsprüfungskommission
  In die Geschäftsprüfungskommission werden gewählt:
  –  Abg. Thomas Rehak (Vorsitz)
  –  Stv. Abg. Alexander Batliner
  –  Abg. Georg Kaufmann
  –  Abg. Frank Konrad
  –  Stv. Abg. Ado Vogt

Öffentliche Landtagssitzung vom 28. Februar und 
1. / 2. März 2018
–  Eröffnung der öffentlichen Landtagssitzung vom 

28. Februar und 1. / 2. März 2018
–  Genehmigung des Protokolls der öffentlichen Land-

tagssitzung vom 8. / 9. / 10. November 2017
  Das Protokoll wird genehmigt.
–  Genehmigung des Protokolls der öffentlichen Land-

tagssitzung vom 5. / 6. Dezember 2017
  Das Protokoll wird genehmigt.
–  Genehmigung des Protokolls der Eröffnungssitzung 

vom 25. Januar 2018
  Das Protokoll wird genehmigt.
–  Anfrage des Abg. Elfried Hasler:
  –  Interstaatliche Hochschule für Technik in Buchs (NTB)
–  Anfragen des Abg. Christoph Wenaweser:
  –  Kontrolle Trinkwasserqualität 
  –  Tunnelsanierung Gnalp-Steg 
  –  Liechtenstein Bus Anstalt und Postauto Schweiz AG
–  Anfragen des Abg. Johannes Hasler:
  –  Asylgesetzreform
  –  Rheinquerung Haag / Bendern-Eschen
  –  Datenbearbeitung beim AMS 
–  Anfragen des Abg. Thomas Lageder:
  –  Erbschaften in Liechtenstein im Jahr 2015 und 2016
  –  Daten aus AIA 
  –  alternierende Obhut sowie bezahlter Elternurlaub 

für Väter
  –  Lohnentwicklung von Junglehrpersonen 
  –  Lohnerhöhungen
–  Anfragen des Abg. Daniel Oehry:
  –  Schwarzfahrregister im Konflikt mit dem Daten-

schutz 
  –  Fristenhemmung 
  –  Nutzen der Schülerabos
–  Anfragen des Abg. Eugen Nägele:
  –  Lohnerhöhung und Mutterschaftsurlaub
  –  No-Billag-Initiative in der Schweiz
–  Anfragen des Abg. Patrick Risch:
  –  Inventar der Naturvorrangflächen 
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  –  Impulsprogramm Elektrofahrzeuge 
  –  Energieeffizienz bei der Anschaffung neuer Fahr-

zeuge und Geräte bei der Landesverwaltung 
  –  Stadttunnel Feldkirch 
  –  WiFi Calling für einen besseren Mobilfunkempfang
–  Anfrage der Landtagsvizepräsidentin Gunilla Mar-

xer-Kranz:
  –  Berufswahlunterricht auch am Liechtensteinischen 

Gymnasium 
–  Anfrage der Abg. Susanne Eberle-Strub:
  –  auf Mobilfunkdaten basierende Studie der Telecom 

Liechtenstein
–  Anfragen des Abg. Georg Kaufmann:
  –  Ostschweizer Kinderspital 
  –  Situation psychische Erkrankungen in Liechtenstein
  –  über 50 und arbeitslos 
–  Anfragen des Abg. Günter Vogt:
  –  Mobilfunk-5G-Standard und Sensibilisierung
  –  Transferleistungen an Privatpersonen
  –  Trifft die FMA Abklärungen und Vorbereitungen im 

Bereich von ICOs (Initial Coin Offerings)?
–  Anfrage des Abg. Daniel Seger:
  –  widerrechtliche Bauten und Wiederherstellung des 

rechtmässigen Zustandes
–  Anfrage des Abg. Herbert Elkuch:
  –  Ladestationen für Elektroautos
–  Anfragen des Abg. Johannes Kaiser:
  –  Zuspitzung des Fachkräftemangels in der psychiatri-

schen Grundversorgung in Liechtenstein
  –  Rechtsdienst der FL-Regierung und Gutachterauf-

träge 
  –  Geldflüsse im Gesundheitswesen von Liechtenstein 

in die Schweiz und umgekehrt
–  Anfrage des Abg. Harry Quaderer:
  –  Steuergesetz
–  Anfragen des Abg. Manfred Kaufmann:
  –  Vernehmlassung Strafgesetzbuch – sexueller Miss-

brauch von Minderjährigen
  –  liechtensteinische Spitalstrategie
  –  Skitag der Landesverwaltung
–  Anfragen des Abg. Thomas Rehak:
  –  Hinweistafel des Campingplatzes in Triesen 
  –  Besoldungsanpassung der Staatsangestellten
–  Anfragen des Abg. Wendelin Lampert:
  –  Auswirkung von einem Jahr Tarmed 
  –  Finanzierung des Alpengebietes
–  Anfrage des Abg. Erich Hasler:
  –  Radio L 
–  Anfragen des Abg. Mario Wohlwend:
  –  Olympische Winterspiele 2018 in Südkorea
  –  Lohnanpassung in der Landesverwaltung
–  Anfrage des Landtagspräsidenten Albert Frick:
  –  Lehrerbesoldungsreform
–  Aktuelle Stunde
  Die Aktuelle Stunde entfällt.
–  Interpellation zum Umgang mit Cannabis in Liech-

tenstein der Abgeordneten Georg Kaufmann, Thomas  

Lageder und Patrick Risch vom 29. Januar 2018
  Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
–  Interpellation zur Entwicklung des Ausländeranteils, 

den Einbürgerungsbedingungen und dem Einbürge-
rungsverhalten der Abgeordneten Herbert Elkuch, 
Erich Hasler und Thomas Rehak vom 29. Januar 2018

  Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
–  Motion zur Lockerung der Reviewpflicht für Kleinun-

ternehmen der Abgeordneten Susanne Eberle-Strub, 
Herbert Elkuch, Daniel F. Seger, Albert Frick, Elfried 
Hasler, Erich Hasler, Frank Konrad, Eugen Nägele, 
Daniel Oehry, Günter Vogt und Mario Wohlwend vom 
19. Januar 2018

  Die Motion wird an die Regierung überwiesen.
–  Postulat «Alters- und Risikovorsorge für nicht oder ge-

ringfügig erwerbstätige Elternteile» der Abgeordne-
ten Manfred Kaufmann, Frank Konrad, Violanda Lan-
ter-Koller, Gunilla Marxer-Kranz, Günter Vogt, Thomas 
Vogt, Christoph Wenaweser und Mario Wohlwend vom 
8. November 2017

  Das Postulat wird an die Regierung überwiesen.
–  Parlamentarische Initiative zur Abänderung der Ge-

schäftsordnung des Landtags inkl. überarbeiteter Be-
richt der Besonderen Landtagskommission und der 
Bericht und Antrag der Regierung betreffend die Vor-
prüfung der Parlamentarischen Initiative zur Abände-
rung der Geschäftsordnung des Landtags (Nr. 4 / 2018)

  Die parlamentarische Initiative wird beraten und ver-
abschiedet.

–  Gesetzesinitiative zur Stärkung des Informationsrechts 
des Landtags im Rahmen des gesetzlichen Kontroll-
rechts der Abgeordneten Erich Hasler, Johannes Kai-
ser, Thomas Rehak und Günter Vogt vom 1. 12. 2017 
und der Bericht und Antrag der Regierung betreffend 
die Vorprüfung der Parlamentarischen Initiative zur 
Stärkung des Informationsrechts des Landtags im Rah-
men des gesetzlichen Kontrollrechts (Nr. 1 / 2018)

  Die Verfassungskonformität wird festgestellt. Es wird 
beschlossen, eine Besondere Kommission einzusetzen. 
Diese setzt sich aus folgenden Mitgliedern zusammen:

  –  Erich Hasler, DU
  –  Johannes Kaiser, FBP
  –  Thomas Rehak, DU
  –  Patrick Risch, FL
  –  Günter Vogt, VU
–  Wahl der Medienkommission
  Die Medienkommission wird für die Mandatsperiode 

2018 bis 2022 wie folgt gewählt:
  –  Präsident: Gaston Jehle
  –  Vizepräsidentin: Jnes Rampone-Wanger
  –  Mitglied: Leila Frick-Marxer
  –  Mitglied: Isabell Rüdt-Robert
  –  Mitglied: Petra Vogt
  –  Ersatzmitglied: Gustav Gstöhl
  –  Ersatzmitglied: Karin Zech-Hoop
–  Jahresbericht 2017 der Delegation bei der Parlamenta-

rischen Versammlung des Europarates
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  Der Jahresbericht wird zur Kenntnis genommen.
–  Jahresbericht 2017 der Delegation bei der Parlamenta-

rischen Versammlung der OSZE (Organisation für Si-
cherheit und Zusammenarbeit in Europa)

  Der Jahresbericht wird zur Kenntnis genommen.
–  Jahresbericht 2017 bei der Delegation für die 

EWR / EFTA-Parlamentarierkomitees
  Der Jahresbericht wird zur Kenntnis genommen.
–  Jahresbericht 2017 der Delegation bei der Internatio-

nalen Parlamentarischen Bodensee-Konferenz
  Der Jahresbericht wird zur Kenntnis genommen.
–  Einbürgerungsgesuch Lhundup Tashi
  Dem Einbürgerungsgesuch wird zugestimmt.
–  Einbürgerungsgesuch Schwarzenegger Thomas Ger-

hard mit Tochter Adriana
  Dem Einbürgerungsgesuch wird zugestimmt.
–  Einbürgerungsgesuch Rami Mirela
  Dem Einbürgerungsgesuch wird zugestimmt.
–  Einbürgerungsgesuch Rami Ilda
  Dem Einbürgerungsgesuch wird zugestimmt.
–  Einbürgerungsgesuch Schnagl Regina Margarete
  Dem Einbürgerungsgesuch wird zugestimmt.
–  Schaffung des Gesetzes über den Kataster der öffent-

lich-rechtlichen Eigentumsbeschränkungen sowie die 
Abänderung des Gesetzes über die Amtliche Vermes-
sung, des Sachenrechts und des Geoinformationsge-
setzes (Nr. 86 / 2017) [1. Lesung: 9. November 2017] – 
Stellungnahme der Regierung (Nr. 3 / 2018); 2. Lesung 

  Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

–  Schulraumplanung der Sekundarschulstandorte und 
-bauten (Schulbautenstrategie) (Nr. 5 / 2018)

  Der Bericht wird beraten und zur Kenntnis genommen.
–  Abänderung des CO2-Gesetzes (Nr. 2 / 2018); 1. und 2. 

Lesung
  Die Gesetzesvorlage wird in 1. und 2. Lesung beraten 

und verabschiedet.
–  Beantwortung der Kleinen Anfragen
  Die Kleinen Anfragen werden beantwortet.

Öffentliche Landtagssitzung vom 27. / 28. und 29. März 
2018
–  Eröffnung der öffentlichen Landtagssitzung vom 

27. / 28. / 29. März 2018
  Das Traktandum 17a «Ersatzwahl Richterauswahlgre-

mium» wird abgesetzt. Es wird ein zusätzliches Trak-
tandum in die Traktandenliste aufgenommen: «Infor-
mation über die aktuelle Situation bei der Telecom 
Liechtenstein».

–  Information über die aktuelle Situation bei der Tele-
com Liechtenstein

  Die Ausführungen der Regierung werden zur Kenntnis 
genommen.

–  Anfragen des Abg. Elfried Hasler:
  –  Beibehaltung der Telefonnummer beim Wechsel des 

Mobilfunkanbieters 
  –  Quellensteuerrückforderung gemäss neuem DBA 

Liechtenstein-Schweiz 
  –  Rheinquerung Haag / Bendern-Eschen – wie weiter?
–  Anfrage des Abg. Günter Vogt:
  –  Datenskandal bei Facebook und ob Liechtensteiner 

Benutzer davon betroffen sind
–  Anfragen des Abg. Thomas Lageder:
  –  Angestellte der Gemeinden und betriebliches Mobi-

litätsmanagement (BMM)
  –  Zwangsferien
–  Anfrage der Abg. Susanne Eberle-Strub:
  –  Totalausfall Telecom Liechtenstein
–  Anfrage des Abg. Georg Kaufmann:
  –  UNESCO-Mitgliedschaft beziehungsweise Nichtmit-

gliedschaft
–  Anfragen des Stv. Abg. Alexander Batliner:
  –  Notrufsystem – eCall
  –  Anstellungsverhältnisse von Lehrpersonen 
  –  Bestellungen der Führungsgremien öffentlich-recht-

licher Unternehmen, Anstalten und Stiftungen
  –  Verkehrsunfall in Schaanwald 
–  Anfragen des Abg. Christoph Wenaweser:
  –  Finanzplatzmarketing
  –  Ungleichbehandlung von Risikoländern
  –  Afrikanische Schweinepest 
–  Anfrage des Abg. Frank Konrad:
  –  Jubiläumsfeierlichkeiten «300 Jahre Fürstentum 

Liechtenstein»
–  Anfrage der Landtagsvizepräsidentin Gunilla Marxer- 

Kranz:
  –  Publikation von Entscheidungen des Staatsgerichts-

hofs
–  Anfragen des Abg. Johannes Kaiser:
  –  OKP-Kosten des Jahres 2017 
  –  Schweizer Tarmed mit gesetzlicher Verankerung im 

liechtensteinischen KVG
  –  Tarmed, und zwar zu einem Informations-PR in der 

Weltwoche
  –  Gesundheitsabkommen Liechtenstein-Schweiz
–  Anfragen des Abg. Patrick Risch:
  –  Überbauungstatbestand oder Grundstückskäufe für 

Eigentums- und Mietwohnungen
  –  landesweite Projekte, finanziert durch die Gemein-

den
  –  Informationsrecht der Öffentlichkeit versus Schutz 

der persönlichen Rechte 
–  Anfragen des Abg. Erich Hasler:
  –  Anschaffung einer Saugkehrmaschine durch das 

Amt für Bau und Infrastruktur 
  –  Lärmimmissionen entlang der Eisenbahnstrecke
–  Anfrage des Abg. Eugen Nägele:
  –  Neophytenkonzept 
–  Anfrage des Stv. Abg. Peter Frick:
  –  Lohnrunde 2017 
–  Anfragen des Abg. Manfred Kaufmann:
  –  offene Steuerrechnungen
  –  schulfrei nach Funkensonntag
–  Anfrage des Abg. Thomas Vogt:
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  –  Stand der Umsetzung der Datenschutz-Grundver-
ordnung

–  Anfragen des Abg. Daniel Oehry:
  –  Mandatsverteilung bei Gemeinderatswahlen – hän-

gige Motion
  –  ungenutztes Potenzial des Bahnhofes Schaan-Vaduz
–  Anfragen des Abg. Wendelin Lampert:
  –  Zustand unserer Schutzwälder 
  –  Finanzierung des Alpengebietes
  –  Mitverantwortung des Landtages betreffend die Te-

lefonie in Liechtenstein
–  Aktuelle Stunde: Hin zu einer tragfähigen Verkehrslö-

sung im Liechtensteiner Unterland!
  Die Aktuelle Stunde wird durchgeführt.
–  Interpellation zur Entwicklung des Medienstandortes 

Liechtenstein sowie der Medienförderung der Abge-
ordneten Susanne Eberle-Strub, Albert Frick, Elfried 
Hasler, Johannes Hasler, Wendelin Lampert, Eugen 
Nägele und Daniel Oehry vom 26. Februar 2018

  Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
–  Postulat zur Medienförderung der Abgeordneten Ge-

org Kaufmann, Thomas Lageder und Patrick Risch vom 
26. Februar 2018

  Das Postulat wird an die Regierung überwiesen.
–  Postulat zur Überprüfung des Finanzzuweisungssys-

tems an die Gemeinden und der Aufgaben- und Finan-
zierungszuständigkeiten zwischen Land und Gemeinden 
der Abgeordneten Susanne Eberle-Strub, Elfried Hasler, 
Johannes Hasler, Wendelin Lampert, Eugen Nägele, Da-
niel Oehry und Daniel F. Seger vom 19. Februar 2018

  Das Postulat wird an die Regierung überwiesen.
–  Postulat zur Einführung präventiver Massnahmen ge-

gen Cyber-Mobbing in den Liechtensteiner Lehrplan 
der Abgeordneten Susanne Eberle-Strub, Albert Frick, 
Elfried Hasler, Johannes Hasler, Wendelin Lampert, 
Eugen Nägele, Daniel Oehry und Daniel F. Seger vom 
23. Februar 2018

  Das Postulat wird nicht an die Regierung überwiesen.
–  Interpellationsbeantwortung betreffend die neue Be-

steuerungspraxis (DBA-Quellenbesteuerung) für Spi-
talangestellte und BZB-Lehrkräfte im Kanton St. Gallen 
mit Inkraftsetzung ab dem 1. Januar 2018 (Nr. 9 / 2018) 

  Die Interpellationsbeantwortung wird zur Kenntnis ge-
nommen.

–  Interpellationsbeantwortung betreffend die Ökolo-
gisierung der Landwirtschaft in Liechtenstein (Nr. 
11 / 2018)

  Die Interpellationsbeantwortung wird zur Kenntnis ge-
nommen.

–  Postulatsbeantwortung betreffend die Befreiung von 
der Kostenbeteiligung bei Mutterschaft (Nr. 6 / 2018)

  Die Postulatsbeantwortung wird zur Kenntnis genom-
men und das Postulat abgeschrieben.

–  Postulatsbeantwortung betreffend die Erhöhung der 
Kinderzulagen und Ausdehnung der Blockzeiten (Nr. 
10 / 2018)

  Die Postulatsbeantwortung wird zur Kenntnis genom-

men und das Postulat abgeschrieben.
–  Postulatsbeantwortung betreffend das betriebliche 

Mobilitätsmanagement für Unternehmen ab 50 Ange-
stellten (Nr. 12 / 2018)

  Die Postulatsbeantwortung wird zur Kenntnis genom-
men und das Postulat abgeschrieben.

–  Jahresbericht 2017 der Delegation bei der Interparla-
mentarischen Union (IPU)

  Der Jahresbericht wird zur Kenntnis genommen.
–  Schaffung eines Gesetzes über die Wahrnehmung von 

Urheberrechten und verwandten Schutzrechten durch 
Verwertungsgesellschaften (Verwertungsgesellschaf-
tengesetz; VGG – Umsetzung Richtlinie 2014 / 26 / EU) 
sowie die Abänderung weiterer Gesetze (Nr. 95 / 2017) 
[1. Lesung: 6. Dezember 2017] – Stellungnahme der 
Regierung (Nr. 13 / 2018); 2. Lesung 

  Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

–  Abänderung des Gesetzes über den Elektrizitätsmarkt 
(Elektrizitätsmarktgesetz; EMG) (Umsetzung der 
Richtlinie 2009 / 72 / EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 13. Juli 2009) (Nr. 96 / 2017) [1. Le-
sung: 6. Dezember 2017] – Stellungnahme der Regie-
rung (Nr. 7 / 2018); 2. Lesung 

  Die Gesetzesvorlage wird in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

–  Abänderung des Gesetzes über den Erdgasmarkt 
(Gasmarktgesetz; GMG) (Umsetzung der Richtlinie 
2009 / 73 / EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 13. Juli 2009) (Nr. 97 / 2017) [1. Lesung: 
6. Dezember 2017] – Stellungnahme der Regierung 
(Nr. 8 / 2018); 2. Lesung 

  Die Gesetzesvorlage wird in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

–  Bereinigung der Anlagen I und II zum Zollvertrag
  Die Bereinigung wird zur Kenntnis genommen.
–  Einbürgerungsgesuch Jennifer Leslie Steingruber
  Dem Einbürgerungsgesuch wird zugestimmt.
–  Ersatzwahl Richterauswahlgremium
  Dieses Traktandum wird abgesetzt.
–  Ersatzwahl Besondere Landtagskommission «Initiative 

Informationsrechte der Landtagsabgeordneten»
  Die Besondere Landtagskommission wird wie folgt ge-

wählt:
  –  Abg. Patrick Risch, Vorsitzender
  –  Abg. Erich Hasler
  –  Abg. Daniel Oehry
  –  Abg. Thomas Rehak
  –  Abg. Günter Vogt
–  Beantwortung der Kleinen Anfragen
  Die Kleinen Anfragen werden beantwortet.

Öffentliche Landtagssitzung vom 2. / 3. Mai 2018
–  Eröffnung der öffentlichen Landtagssitzung vom 

2. / 3. Mai 2018 
–  Genehmigung des Protokolls der öffentlichen Land-

tagssitzung vom 28. Februar und 1. / 2. März 2018 
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  Das Protokoll wird genehmigt.
–  Anfragen des Abg. Daniel Oehry:
  –  Festlegung Vorsteherwahltermin
  –  Hausärztemangel in Liechtenstein 
  –  ein Jahr Verzögerung beim Sportgesetz 
–  Anfrage der Landtagsvizepräsidentin Gunilla Mar-

xer-Kranz:
  –  Ergebnis Gespräch Regierungschef mit betroffe-

nen Personen bezüglich neuer Besteuerungspraxis 
(DBA-Quellenbesteuerung)

–  Anfrage des Abg. Thomas Lageder:
  –  Telecom-Verkauf, DBA mit der Schweiz und Fa-

ke-News
–  Anfrage des Abg. Günter Vogt:
  –  CHF 700'000 für Syrien
–  Anfrage des Abg. Jürgen Beck:
  –  Beschwerdekommission für Verwaltungsangelegen-

heiten
–  Anfrage des Abg. Manfred Kaufmann:
  –  Rückbau Hochspannungsleitungen in Balzers (Teil 3)
–  Anfragen des Abg. Thomas Vogt:
  –  gesetzliche Regelung von Feiertagen in Liechten-

stein
  –  Resolution 2079 des Europarats zur gesetzlichen 

Verankerung des Doppelresidenzmodells bei Tren-
nungen

–  Anfrage des Abg. Johannes Hasler:
  –  Irreführung des Landtags beim Kredit für die Lang-

samverkehrsbrücke?
–  Anfrage der Abg. Susanne Eberle-Strub:
  –  Krankentaggeld 
–  Anfragen des Abg. Johannes Kaiser:
  –  Sportschule Gymnasium Oberstufe
  –  Förderbeiträge von CHF 19 Mio. nach Polen, Slowa-

kei und Ungarn
  –  aktueller Entwicklungsstand der Gesellschaften und 

Stiftungen
  –  jüngster Missbrauchsfall auf dem Finanzplatz Liech-

tenstein
  –  Bezahlbarkeit der Gesundheitskosten für die Mittel-

schicht und Senioren
–  Anfrage der Abg. Violanda Lanter-Koller:
  –  Disziplinarverfahren gemäss Richterdienstgesetz
–  Anfrage des Abg. Georg Kaufmann:
  –  UNESCO-Mitgliedschaft
–  Anfrage des Stv. Abg. Wolfgang Marxer:
  –  Luftreinhaltung und Schadstoffmessung an der En-

gelkreuzung in Nendeln 
–  Anfrage des Abg. Mario Wohlwend:
  –  Finanzplatzstrategie von Liechtenstein
–  Anfrage des Abg. Erich Hasler:
  –  Essanestrasse in Eschen
–  Anfragen des Abg. Thomas Rehak:
  –  Stand der Kita-Finanzierung
  –  Telekommunikationsnetzbewertungen 
–  Anfrage des Abg. Wendelin Lampert:
  –  Ergebnisse der Krankenkassen im Jahr 2017

–  Aktuelle Stunde
  Die Aktuelle Stunde entfällt.
–  Interpellation zur Überprüfung der Asylgesetzgebung 

der Abgeordneten Susanne Eberle-Strub, Albert Frick, 
Elfried Hasler, Johannes Hasler, Wendelin Lampert, 
Eugen Nägele, Daniel Oehry und Daniel Seger vom 
21. März 2018 

  Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
–  Interpellation zur Abänderung des CO2-Gesetzes vom 

2. März 2018 des Abgeordneten Herbert Elkuch vom 
2. April 2018 

  Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
–  Postulat zur Familienunterstützung der Abgeordneten 

Herbert Elkuch, Erich Hasler und Thomas Rehak vom 
13. März 2018 

  Das Postulat wird an die Regierung überwiesen.
–  Postulat zur Prüfung der Telekommunikationsnetzstra-

tegie in Liechtenstein der Abgeordneten Herbert El-
kuch, Erich Hasler und Thomas Rehak vom 29. März 
2018 

  Das Postulat wird nicht an die Regierung überwiesen.
–  Postulat «Sportstättenkonzept» der Abgeordneten Su-

sanne Eberle-Strub, Albert Frick, Elfried Hasler, Johan-
nes Hasler, Wendelin Lampert, Eugen Nägele, Daniel 
Oehry und Daniel Seger vom 28. März 2018 

  Das Postulat wird nicht an die Regierung überwiesen.
–  Postulatsbeantwortung betreffend die Invalidenversi-

cherung und die Sozialversicherungen im Allgemeinen 
(Nr. 21 / 2018)

  Die Postulatsbeantwortung wird zur Kenntnis genom-
men und das Postulat abgeschrieben.

–  Gesetzesinitiative zur Abänderung des Gesetzes vom 
12. März 2003 über den Geschäftsverkehr des Landta-
ges mit der Regierung und die Kontrolle der Staatsver-
waltung (Geschäftsverkehrs- und Verwaltungskontroll-
gesetz; GVVKG) der Besonderen Landtagskommission 
sowie der Bericht der Regierung zur Vorprüfung der 
Gesetzesinitiative zur Abänderung des Gesetzes vom 
12. März 2003 über den Geschäftsverkehr des Landta-
ges mit der Regierung und die Kontrolle der Staatsver-
waltung (Geschäftsverkehrs- und Verwaltungskontroll-
gesetz; GVVKG) (Nr. 23 / 2018); 1. und 2. Lesung

  Der Bericht der Regierung wird zur Kenntnis genom-
men. Die Gesetzesinitiative wird in 1. und 2. Lesung 
beraten und verabschiedet.

–  Bewilligung von Nachtragskrediten (I / 2018) (Nr. 
17 / 2018)

  Die Nachtragskredite werden bewilligt.
–  Wahl der Datenschutzkommission
  Die Datenschutzkommission wird gewählt:
  Vorsitz: Mirjam Amann
  Stellvertreter der Vorsitzenden: Elmar Hasler
  Mitglied: Remo Mairhofer
  Ersatzmitglied: Roger Beck
  Ersatzmitglied: Jürgen Schädler
–  Wahl eines FBP-Mitglieds in das Richterauswahlgre-

mium
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  Als Mitglied in das Richterauswahlgremium wird ge-
wählt:

  –  Abg. Daniel Seger
–  Geschäftsbericht 2017 der Finanzmarktaufsicht Liech-

tenstein (FMA) (Nr. 18 / 2018)
  Der Geschäftsbericht 2017 wird zur Kenntnis genom-

men.
–  Geschäftsbericht und Jahresrechnung 2017 der Liech-

tensteinischen Gasversorgung (Nr. 16 / 2018)
  Der Geschäftsbericht und die Jahresrechnung 2017 

werden zur Kenntnis genommen.
–  Geschäftsbericht und Jahresrechnung 2017 des Liech-

tensteinischen Rundfunks (LRF) (Nr. 22 / 2018)
  Der Geschäftsbericht und die Jahresrechnung 2017 

werden zur Kenntnis genommen.
–  Bericht über die Justizpflege der ordentlichen Gerichte 

für das Jahr 2017 (Nr. 14 / 2018)
  Der Bericht wird zur Kenntnis genommen.
–  Tätigkeitsbericht 2017 der Datenschutzstelle
  Der Tätigkeitsbericht 2017 wird zur Kenntnis genom-

men.
–   Entwurf des Beschlusses des Gemeinsamen EWR-Aus-

schusses (Verordnung (EU) 2016 / 679 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr 
und zur Aufhebung der Richtlinie 95 / 46 / EG (Daten-
schutzgrundverordnung)) (Nr. 15 / 2018)

  Dem Entwurf des Beschlusses wird zugestimmt.
–  Schaffung einer 15. Richterstelle beim Fürstlichen 

Landgericht (Nr. 20 / 2018)
  Der Schaffung einer 15. Richterstelle wird zugestimmt.
–  Einbürgerungsgesuch Amela Jakupovic
  Dem Einbürgerungsgesuch wird zugestimmt.
–  (Teil)Reform der ZPO (Vereinfachung und Beschleuni-

gung des Verfahrens) (Nr. 19 / 2018), 1. Lesung
  Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
–  Beantwortung der Kleinen Anfragen
  Die Kleinen Anfragen werden beantwortet.

Öffentliche Landtagssitzung vom 6. / 7. / 8. und 20. Juni 
2018
–  Eröffnung der öffentlichen Landtagssitzung vom 

6. / 7. / 8. und 20. Juni 2018
–  Genehmigung des Protokolls der öffentlichen Land-

tagssitzung vom 27. / 28. / 29. März 2018
  Das Protokoll wird genehmigt.
–  Anfragen des Abg. Thomas Lageder:
  –  Krankenversicherung und Landesabwesenheit
  –  Beteiligung der Regierung am Finanzforum und am 

Unternehmertag 
  –  Verbandsklagerecht des Vereins für Menschen-

rechte 
–  Anfragen des Abg. Daniel Oehry:
  –  Schwerpunkte der S-Bahn-Gespräche in Wien
  –  Sicherheitsstandards im Tunnel Gnalp-Steg 
–  Anfrage des Abg. Christoph Wenaweser:

  –  völkerrechtswidrige Sanktionen
–  Anfragen des Abg. Patrick Risch:
  –  Personalsituation im Amt für Justiz
  –  Beitrag des Landes an der Artenvielfalt 
–  Anfragen des Abg. Günter Vogt:
  –  Grundversorgung im Versicherungsmarkt 
  –  Mobil- und Festnetztarifmarkt der Telecom Liech-

tenstein 
  –  liechtensteinische Roadmap zur Förderung der Elek-

tromobilität
–  Anfrage des Abg. Harry Quaderer:
  –  sehr hohe Suizidrate in Liechtenstein 
–  Anfrage der Abg. Susanne Eberle-Strub:
  –  falsch konzipierte Statistik bei medizinischen Leis-

tungen
–  Anfrage des Abg. Johannes Hasler:
  –  Rotwildbestand in Liechtenstein
–  Anfrage des Stv. Abg. Rainer Beck:
  –  Staats- und Fiskalquote in Liechtenstein 
–  Anfragen der Abg. Violanda Lanter-Koller:
  –  Kirche und Staat
  –  Kita-Finanzierung
–  Anfragen des Abg. Johannes Kaiser:
  –  ambulant vor stationär
  –  Liechtensteinischer Krankenkassenverband
  –  Spitalzusatzversicherung
  –  Personalbestand und Ausländeranteil bei der Lan-

desverwaltung
  –  offene Fragen zum Jahresbericht 2017 der Finanz-

marktaufsicht
–  Anfrage des Abg. Mario Wohlwend:
  –  Hausarzt-Nachfolgeregelung
–  Anfrage des Abg. Manfred Kaufmann:
  –  Blockchain-Unternehmen in Liechtenstein
–  Anfrage des Abg. Eugen Nägele:
  –  Zentrales Personenregister (ZPR) – zum Thema Mo-

dernisierung
–  Anfragen des Abg. Erich Hasler:
  –  Eisenbahninfrastruktur und die Eisenbahnkonzessi-

onsfrage
  –  Rheinaufweitung und Machbarkeitsstudie
–  Anfragen des Abg. Wendelin Lampert:
  –  Besitzverhältnisse der Medicnova-Betriebsgesell-

schaft
  –  Aussage der Ärztekammerpräsidentin
–  Anfrage des Abg. Daniel Seger:
  –  Gerichtsgebühren im Zusammenhang mit der Er-

richtung und Hinterlegung eines Testaments 
–  Anfrage des Abg. Thomas Rehak:
  –  Auswirkungen des Glasfaserausbaus auf die Tele-

kommunikationsdienste
–  Aktuelle Stunde 
  Die Aktuelle Stunde entfällt.
–  Interpellation zu Lohnunterschieden zwischen Frau 

und Mann der Abgeordneten Susanne Eberle-Strub, 
Albert Frick, Elfried Hasler, Johannes Hasler, Wende-
lin Lampert, Eugen Nägele, Daniel Oehry und Daniel 
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Seger vom 30. April 2018
  Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
–  Interpellation zur Transparenz betreffend Geldflüssen 

im Gesundheitswesen der Abgeordneten Herbert El-
kuch und Johannes Kaiser vom 8. Mai 2018

  Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
–  Interpellationsbeantwortung zur künftigen Ausrich-

tung des Landesspitals im Rahmen einer gesundheits-
politischen Gesamtstrategie (Nr. 40 / 2018)

  Die Interpellationsbeantwortung wird zur Kenntnis ge-
nommen.

–  Staatsbeitrag an die Kosten der obligatorischen Kran-
kenpflegeversicherung der übrigen Versicherten für 
das Jahr 2019 (Nr. 39 / 2018)

  Der Staatsbeitrag an die Kosten der obligatorischen 
Krankenpflegeversicherung der übrigen Versicherten 
für das Jahr 2019 wird auf CHF 29 Mio. festgelegt.

–  Bewilligung von Nachtragskrediten (II / 2018) (Nr. 
34 / 2018)

  Die Nachtragskredite werden bewilligt.
–  Wahl eines Richters des Staatsgerichtshofes
  Als Richter des Staatsgerichtshofes wird gewählt:
  –  Herr Prof. Dr. Bernhard Ehrenzeller
–  Wahl eines Richters des Staatsgerichtshofes
  Als Richter des Staatsgerichtshofes wird gewählt:
  –  Herr lic.iur. Markus Wille
–  Wahl eines Ersatzrichters des Staatsgerichtshofes
  Als Ersatzrichter des Staatsgerichtshofes wird ge-

wählt:
  –  Herr Prof. Dr. Benjamin Schindler
–  Wahl einer Ersatzrichterin des Staatsgerichtshofes
  Als Ersatzrichterin des Staatsgerichtshofes wird ge-

wählt:
  –  Frau Mag.iur. Franziska Goop-Monauni LL.M.
–  Bericht von Landtag, Regierung und Gerichten 2017 

(Rechenschaftsbericht 2017) (Nr. 24 / 2018)
  Der Rechenschaftsbericht sowie die Landesrechnung 

2017 werden genehmigt. Der Übertragung des Jahres-
ergebnisses in die Eigenmittel wird zugestimmt.

–  Bericht der Finanzkontrolle über die Prüfung der Lan-
desrechnung 2017

  Der Bericht wird zur Kenntnis genommen.
–  Tätigkeitsbericht 2017 der Finanzkontrolle
  Der Bericht wird zur Kenntnis genommen.
–  Geschäftsbericht 2017 der Liechtensteinischen Lan-

desbank AG (Nr. 25 / 2018)
  Der Bericht wird zur Kenntnis genommen.
–  Geschäftsbericht 2017 des Verkehrsbetriebs LIECH-

TENSTEINmobil (Nr. 29 / 2018)
  Der Bericht wird zur Kenntnis genommen.
–  Geschäftsbericht 2017 der Telecom Liechtenstein AG 

(Nr. 30 / 2018)
  Der Bericht wird zur Kenntnis genommen.
–  Geschäfts- und Finanzbericht 2017 der Liechtensteini-

schen Post AG (Nr. 31 / 2018)
  Der Bericht wird zur Kenntnis genommen.
–  Jahresbericht 2017 der Liechtensteinischen Kraft-

werke (LKW) (Nr. 33 / 2018)
  Der Bericht wird zur Kenntnis genommen.
–  Verkehrsdienstebericht 2019-2021 (Nr. 46 / 2018)
  Dem Verkehrsdienstebericht sowie dem Finanzbe-

schluss wird zugestimmt.
–  Geschäftsbericht und Jahresrechnung 2017 der Liech-

tensteinischen AHV-IV-FAK-Anstalten (Nr. 38 / 2018)
  Der Bericht und die Jahresrechnung werden zur Kennt-

nis genommen.
–  Geschäfts- und Revisionsbericht 2017 des Liechten-

steinischen Landesspitals (Nr. 28 / 2018)
  Der Bericht wird zur Kenntnis genommen.
–  Abänderung des Gesetzes über die Landespolizei (Po-

lizeigesetz; PolG) (Nr. 80 / 2017) [1. Lesung: 9. No-
vember 2017] – Stellungnahme der Regierung (Nr. 
44 / 2018); 2. Lesung 

  Die Gesetzesvorlage wird in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

–  Beschluss Nr. 64 / 2018 – Verordnungen (EU) Nr. 
345 / 2013 und 346 / 2013 sowie Durchführungsver-
ordnungen (EU) Nr. 593 / 2014 und 594 / 2014 des Ge-
meinsamen EWR-Ausschusses (EuVECA; EuSEF) (Nr. 
26 / 2018)

  Dem Beschluss wird zugestimmt.
–  Beschluss Nr. 20 / 2018 und Beschluss Nr. 21 / 2018 

des Gemeinsamen EWR-Ausschusses betreffend die 
RL 2013 / 14 / EU; RL 2014 / 91 / EU (UCITS V) und RL 
2014 / 59 / EU (BRRD) (Nr. 27 / 2018)

  Den Beschlüssen wird zugestimmt.
–  Beschluss Nr. 22 / 2018 des Gemeinsamen EWR-Aus-

schusses (Verordnung (EU) Nr. 910 / 2014 über elek-
tronische Identifizierung und Vertrauensdienste für 
elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur 
Aufhebung der Richtlinie 1999 / 93 / EU) (Nr. 32 / 2018)

  Dem Beschluss wird zugestimmt.
–  Einbürgerungsgesuch Frau Bishing Sonam Choezom 

sowie deren minderjährige Kinder Ngawang Chime 
und Jorden

  Dem Gesuch wird zugestimmt.
–  Bestellung Richterauswahlgremium
  Der Beschluss des Landtagspräsidiums wird zur Kennt-

nis genommen und dem Antrag des Landtagspräsidi-
ums, eine Überarbeitung des Richterbestellungsgeset-
zes in die Wege zu leiten, wird zugestimmt.

–  Abänderung des Steuergesetzes (Nr. 35 / 2018); 1. Le-
sung

  Die Gesetzesvorlage wird in 1. und 2. Lesung beraten 
und verabschiedet.

–  Totalrevision des Datenschutzgesetzes sowie die Ab-
änderung weiterer Gesetze (Nr. 36 / 2018); 1. Lesung

  Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten.
–  Abänderung des Datenschutzgesetzes (Übergangsge-

setzgebung) (Nr. 37 / 2018); 1. und 2. Lesung
  Die Gesetzesvorlage wird in 1. und 2. Lesung beraten 

und verabschiedet.
–  Beantwortung der Kleinen Anfragen
  Die Kleinen Anfragen werden schriftlich beantwortet.
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–  Eröffnung der Fortsetzung der öffentlichen Landtags-
sitzung vom 6. / 7. / 8. Juni 2018

  Der Landtag beschliesst, eine nichtöffentliche Sitzung 
abzuhalten.

–  Abänderung des Gemeindegesetzes (Motion zur An-
passung der Mandatsverteilung bei Gemeinderatswah-
len) (Nr. 41 / 2018); 1. Lesung

  Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
–  Abänderung des Berufsbildungsgesetzes (Nr. 

45 / 2018); 1. und 2. Lesung
  Die Gesetzesvorlage wird in 1. und 2. Lesung beraten 

und verabschiedet.
–  Abänderung des Schwerverkehrsabgabegesetzes (Nr. 

48 / 2018); 1. und 2. Lesung
  Die Gesetzesvorlage wird in 1. und 2. Lesung beraten 

und verabschiedet.
–  Abänderung des Sportgesetzes und des Beschwerde-

kommissionsgesetzes (Anpassung der Sportförders-
trukturen) (Nr. 47 / 2018); 1. Lesung 

  Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten.

Öffentliche Landtagssitzung vom 5. / 6. / 7. September 
2018
–  Eröffnung der öffentlichen Landtagssitzung vom 

5. / 6. / 7. September 2018
  Traktandum 12 wird als 36a behandelt.
–  Genehmigung des Protokolls der öffentlichen Land-

tagssitzung vom 2. / 3. Mai 2018
  Das Protokoll wird genehmigt.
–  Genehmigung des Protokolls der öffentlichen Land-

tagssitzung vom 6. / 7. / 8. und 20. Juni 2018
  Das Protokoll wird genehmigt.
–  Anfrage des Abg. Thomas Lageder:
  –  Busbevorzugung Rheindenkmal Schaan 
–  Anfrage der Landtagsvizepräsidentin Gunilla Mar-

xer-Kranz:
  –  Budget- und Schuldenberatung 
–  Anfragen des Abg. Daniel Oehry:
  –  LIEmobil-Ausschreibung oder Eigenbetrieb ab 2021
  –  Sicherung Strassenraum für Busbevorzugung 
  –  Blockzeiten Plus 
  –  Attraktivität des Kindergartenlehrberufes 
–  Anfrage des Abg. Johannes Hasler:
  –  VGH-Urteil betreffend die Vermietung von Ferien-

häusern
–  Anfragen des Abg. Frank Konrad:
  –  Fragebogen EIOPA in englischer Sprache
  –  Zahlungsziel Landeskasse 
–  Anfrage des Abg. Elfried Hasler:
  –  Massenfischsterben infolge Trockenheit und Biber-

damm
–  Anfrage des Abg. Eugen Nägele:
  –  Sozialdetektive 
–  Anfrage des Abg. Mario Wohlwend:
  –  gesundheitspolitische Gesamtstrategie 
–  Anfrage des Abg. Manfred Kaufmann:
  –  Blockchain in Liechtenstein 

–  Anfragen des Abg. Johannes Kaiser:
  –  Feuerbekämpfung bei Eintreten einer akuten Wald-

brandhavarie
  –  Spende von CHF 10 Mio. einer Liechtensteiner Stif-

tung an ein Onkologiezentrum am Spital Grabs
  –  zu tiefe Tarmed-Taxpunktwerte im Kanton St. Gallen 

und der Ostschweiz generell
  –  Ambulant vor Stationär 
  –  Neuauflage der Diskussion einer gemeinsamen Spi-

talplanung beziehungsweise -betreibung zwischen 
dem Fürstentum Liechtenstein und St. Gallen bezie-
hungsweise Grabs

  –  Blockchain-Gesetzgebungsmaterie 
–  Anfragen der Abg. Susanne Eberle-Strub:
  –  gemähten Wiese auf dem Rappenstein 
  –  Waldgesetz 
–  Anfrage des Abg. Wendelin Lampert:
  –  Erwerbssteuerurteil 2018 / 009 des Verwaltungsge-

richtshofes gegen die Ärztekammerpräsidentin 
–  Anfrage des Abg. Thomas Rehak:
  –  Tunnel Gnalp-Steg 
–  Anfrage des Abg. Harry Quaderer:
  –  Forderungen im Rahmen von CHF 12 Mio. an die 

Medicnova Privatklinik in Bendern
–  Anfrage des Abg. Erich Hasler:
  –  Beurteilung von Stellenbewerbern mittels eines As-

sessments 
–  Anfrage des Landtagspräsident Albert Frick:
  –  Abwertung des Lehrerberufes 
–  Aktuelle Stunde
  Die Aktuelle Stunde entfällt.
–  Interpellation zur Prämienverbilligung der Abgeordne-

ten Manfred Kaufmann, Frank Konrad, Violanda Lan-
ter-Koller, Gunilla Marxer-Kranz, Günter Vogt, Tho-
mas Vogt, Christoph Wenaweser und Mario Wohlwend 
vom 4. Juni 2018

  Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
–  Interpellation zur finanziellen Situation im Rentenalter 

der Abgeordneten Manfred Kaufmann, Frank Konrad, 
Violanda Lanter-Koller, Gunilla Marxer-Kranz, Günter 
Vogt, Thomas Vogt, Christoph Wenaweser und Mario 
Wohlwend vom 4. Juni 2018

  Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
–  Interpellation zur finanziellen Situation der AHV-Rent-

ner in Liechtenstein des Abgeordneten Johannes Kai-
ser vom 2. August 2018

  Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
–  Interpellation zum Lebensraum Wald der Abgeordne-

ten Jürgen Beck, Susanne Eberle-Strub, Johannes Has-
ler, Johannes Kaiser, Harry Quaderer und Daniel Seger 
vom 7. August 2018

  Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
–  Interpellation zu Krankenkassen und LKV in Liechten-

stein des Abgeordneten Johannes Kaiser vom 6. Au-
gust 2018

  Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
–  Postulat: Zeitvorsorge für Liechtenstein (4. Säule der 
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Altersvorsorge) der Abgeordneten Manfred Kaufmann, 
Frank Konrad, Violanda Lanter-Koller, Gunilla Mar-
xer-Kranz, Günter Vogt, Thomas Vogt, Christoph We-
naweser und Mario Wohlwend vom 4. Juni 2018

  Das Postulat wird an die Regierung überwiesen.
–  Interpellationsbeantwortung zum Umgang mit Canna-

bis in Liechtenstein (Nr. 63 / 2018)
  Die Interpellationsbeantwortung wird zur Kenntnis ge-

nommen.
–  Interpellationsbeantwortung zur Entwicklung des Aus-

länderanteils, den Einbürgerungsbedingungen und 
dem Einbürgerungsverhalten (Nr. 42 / 2018)

  Dieses Traktandum wird als Traktandum 36a behan-
delt.

–  Interpellationsbeantwortung betreffend die Abände-
rung des CO2-Gesetzes vom 2. März 2018 (Nr. 64 / 2018)

  Die Interpellationsbeantwortung wird zur Kenntnis ge-
nommen.

–  Bewilligung von Nachtragskrediten (III / 2018) (Nr. 
60 / 2018)

  Der Nachtragskredit bez. Konto-Nr. 024.309.02 «Re-
krutierungskosten» in der Höhe von CHF 100'000 
wird bewilligt. Dem Nachtragskredit bez. Konto-Nr. 
012.317.00 «Reisespesen, Repräsentationen der Re-
gierung» in der Höhe von CHF 80'000 wird nicht zu-
gestimmt.

–  Genehmigung eines Verpflichtungskredites für die 
Durchführung von zwei Langlauf Weltcup-Rennen 
im Rahmen der «Tour de Ski» in den Wintersaisons 
2019 / 2020 und 2020 / 2021 in Liechtenstein (Nr. 
65 / 2018)

  Dem Verpflichtungskredit wird zugestimmt.
–  Regelung der DU-Trennung
  Die Vereinbarung des Landtagspräsidiums wird zur 

Kenntnis genommen und die zustimmungsbedürftigen 
Punkte gutgeheissen.

–  Wahl eines zusätzlichen Mitglieds in die BLK Informa-
tionsrechte

  Als zusätzliches Mitglied in die BLK Informations-
rechte wird gewählt:

  –  Abg. Johannes Hasler
–  Wahl eines Mitglieds in das Richterauswahlgremium
  Als Mitglied in das Richterauswahlgremium wird ge-

wählt:
  –  Abg. Jürgen Beck
–  Wahl von zwei Richtern und einer Richterin des Obers-

ten Gerichtshofes 
  Als Richter des Obersten Gerichtshofes werden ge-

wählt:
  –  Herr Dr. Wigbert Zimmermann
  –  Herr lic.iur. Christian Zingg
  –  Frau Dr. Marie-Theres Frick
–  Wahl einer Richterin des Verwaltungsgerichtshofes 
  Als Richterin des Verwaltungsgerichtshofes wird ge-

wählt:
  –  Frau Dr. Esther Schneider
–  Wahl eines Ersatzrichters des Verwaltungsgerichtshofes 

  Als Ersatzrichter des Verwaltungsgerichtshofes wird 
gewählt:

  –  Herr lic.iur. Pius Heeb
–  Wahl eines Landrichters
  Als Landrichter wird gewählt:
  –  Herr Dr. Roger Beck
–  Bestellung eines Ad-hoc-Richters des Staatsgerichts-

hofes
  Als Ad-hoc-Richter des Staatsgerichtshofes für div. 

Verfahren wird bestellt:
  –  Herr Remo Mairhofer
–  Geschäftsbericht 2017 der Stiftung Personalvorsorge 

Liechtenstein (Nr. 50 / 2018)
  Der Geschäftsbericht wird zur Kenntnis genommen.
–  (Teil) Reform der ZPO (Vereinfachung und Beschleuni-

gung des Verfahrens) (Nr. 19 / 2018) [1. Lesung: 3. Mai 
2018] – Stellungnahme der Regierung (Nr. 61 / 2018); 
2. Lesung 

  Die Gesetzesvorlage wird in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

–  Bereinigung der Anlagen I und II zum Zollvertrag 
(LGBl. 2018 Nr. 97)

  Die Bereinigung der Anlagen I und II zum Zollvertrag 
werden zur Kenntnis genommen.

–  Übereinkommen der Vereinten Nationen vom 11. April 
1980 über Verträge über den internationalen Waren-
kauf (Nr. 49 / 2018)

  Dem Übereinkommen wird zugestimmt und die Regie-
rung ermächtigt, mit Österreich Gespräche über die 
Abgabe einer Erklärung unter Art. 94 über die gleich-
artigen Rechtsvorschriften aufzunehmen und gegebe-
nenfalls einen solchen Vorbehalt anzubringen.

–  Vereinbarung zwischen der zuständigen Behörde des 
Fürstentums Liechtenstein und der zuständigen Be-
hörde der Vereinigten Staaten von Amerika über den 
Austausch länderbezogener Berichte (Nr. 57 / 2018)

  Die Vereinbarung wird in Behandlung gezogen.
–  Beschluss Nr. 102 / 2018 des Gemeinsamen EWR-Aus-

schusses (Richtlinie 2014 / 56 / EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 zur Än-
derung der Richtlinie 2006 / 43 / EG über Abschluss-
prüfungen von Jahresabschlüssen und konsolidier-
ten Abschlüssen; Verordnung (EU) Nr. 537 / 2014 
vom 16. April 2014 des Europäischen Parlaments und 
des Rates über spezifische Anforderungen an die Ab-
schlussprüfung bei Unternehmen von öffentlichem In-
teresse) (Nr. 58 / 2018)

  Dem Beschluss wird zugestimmt.
–  Beschluss Nr. 48 / 2018 des Gemeinsamen EWR-Aus-

schusses (Richtlinie (EU) 2017 / 1572 der Kommission 
vom 15. September 2017 zur Ergänzung der Richtlinie 
2001 / 83 / EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates hinsichtlich der Grundsätze und Leitlinien der 
Guten Herstellungspraxis für Humanarzneimittel) (Nr. 
56 / 2018)

  Dem Beschluss wird zugestimmt.
–  Entschädigung eines Ad-hoc-Richters
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  Es wird beschlossen, Herrn Dr. Robert Braunias, eine 
Entschädigung von CHF 11'924.80 für seine Tätigkeit 
als Ad-hoc-Richter zu entrichten.

–  Abänderung des Treuhändergesetzes (Nr. 52 / 2018); 
1. und 2. Lesung

  Die Gesetzesvorlage wird in 1. und 2. Lesung beraten 
und verabschiedet.

–  Abänderung des Bankengesetzes sowie die Abände-
rung weiterer Gesetze (Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2017 / 2399) (Nr. 53 / 2018); 1. und 2. Lesung

  Die Gesetzesvorlagen werden in 1. und 2. Lesung be-
raten und verabschiedet.

–  Totalrevision des Gesetzes betreffend die Aufsicht über 
Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung 
(Pensionsfondsgesetz; PFG) sowie die Abänderung des 
Gesetzes über die Finanzmarktaufsicht (Finanzmarkt-
aufsichtsgesetz; FMAG) und die Abänderung des Ge-
setzes über die Verwalter alternativer Investmentfonds 
(AIFMG) (Nr. 54 / 2018); 1. Lesung

  Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten.
–  Änderung des Gesetzes über den automatischen Infor-

mationsaustausch in Steuersachen (AIA-Gesetz), die 
Abänderung des Gesetzes zum Abkommen zwischen 
Liechtenstein und Österreich über die Zusammenar-
beit im Bereich der Steuern sowie die Abänderung des 
Gesetzes über die Umsetzung des FATCA-Abkommens 
zwischen dem Fürstentum Liechtenstein und den Ver-
einigten Staaten von Amerika (FATCA-Gesetz) (Nr. 
59 / 2018); 1. und 2. Lesung 

  Die Gesetzesvorlagen werden in 1. und 2. Lesung be-
raten und verabschiedet.

–  Abänderung der Verfassung und des Gesetzes über 
den Staatsgerichtshof (Abschaffung des Rotationsprin-
zips bezüglich der Ersatzrichter) (Nr. 51 / 2018); 1. Le-
sung

  Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten.
–  Abänderung des Gesetzes über die Ausrichtung von 

Beiträgen an die politischen Parteien (Nr. 55 / 2018); 1. 
Lesung

  Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
–  Abänderung der Exekutionsordnung (EO) sowie weite-

rer Gesetze (Nr. 62 / 2018); 1. Lesung
  Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten.
–  Interpellationsbeantwortung zur Entwicklung des Aus-

länderanteils, den Einbürgerungsbedingungen und 
dem Einbürgerungsverhalten (Nr. 42 / 2018)

  Die Interpellationsbeantwortung wird zur Kenntnis ge-
nommen.

–  Abänderung des Bürgerrechtsgesetzes (Motion zur 
Einführung der doppelten Staatsbürgerschaft bei Ein-
bürgerungen) (Nr. 43 / 2018); 1. Lesung

  Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
–  Beantwortung der Kleinen Anfragen
  Die Kleinen Anfragen werden beantwortet.

Öffentliche Landtagssitzung vom 3. / 4. / 5. Oktober 
2018
–  Eröffnung der öffentlichen Landtagssitzung vom 

3. / 4. / 5. Oktober 2018
  In der November-Sitzung soll je eine Diskussion über 

die Situation bei Radio Liechtenstein und beim Liech-
tensteinischen Entwicklungsdienst stattfinden.

–  Anfrage des Abg. Christoph Wenaweser:
  –  Weiterentwicklung Gesundheitswesen 
–  Anfrage des Abg. Daniel Oehry:
  –  Mischverkehr 
–  Anfragen des Stv. Abg. Alexander Batliner:
  –  Liechtensteinische Post AG 
  –  Vernehmlassungsbericht Subventionsgesetz Sport-

stättenfinanzierung
  –  Defizit bei Radio Liechtenstein 
  –  Entlassung des Geschäftsführers von Radio Liech-

tenstein 
–  Anfrage des Abg. Günter Vogt:
  –  Einführung eines gemeinsamen Meilenbonuskontos 

für Regierung, Landtag und die Landesverwaltung 
des Landes Liechtenstein

–  Anfragen des Abg. Georg Kaufmann:
  –  Förderung «Bodenschonende Bewirtschaftung»
  –  LED-Kündigungen 
–  Anfrage der Stv. Abg. Helen Konzett:
  –  Cyberresilienz Liechtensteins
–  Anfrage der Abg. Susanne Eberle-Strub:
  –  Lehrplan 21, LiLe
–  Anfragen des Stv. Abg. Peter Frick:
  –  Wiedereinführung des Katastrophen- oder Solidari-

tätsfonds und Hilfsmassnahmen zur Wasserknapp-
heit 

  –  Demenzstrategie Liechtenstein 
–  Anfragen des Abg. Johannes Kaiser:
  –  elektronisches Patientendossier (EPD)
  –  ambulant vor stationär / EFAS
  –  straffreie Nutzung von Nostalgietraktoren mit grü-

nen Nummern
–  Anfragen des Stv. Abg. Ado Vogt:
  –  Kündigungswelle beim LED
  –  Schengen und abgelehnte Asylbewerber 
–  Anfragen des Stv. Abg. Michael Ospelt:
  –  Vaterschaftsanerkennungen
  –  Freizügigkeitsleistung gemäss Gesetz über die be-

triebliche Personalvorsorge 
–  Anfragen des Abg. Thomas Rehak:
  –  Kosten für den Liechtenstein-Pass und eine Identi-

tätskarte
  –  Stand des neuen Lehrplans LiLe 
–  Anfragen des Abg. Erich Hasler:
  –  Leistungsvereinbarung mit der Technopark Liech-

tenstein AG 
  –  Radio L
–  Anfrage des Abg. Herbert Elkuch:
  –  Spurrinnen in den Fahrbahnen
–  Anfragen des Abg. Wendelin Lampert:
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  –  ambulante vor stationäre Versorgung im Spitalbe-
reich

  –  Entwicklungsprozess beim Liechtensteinischen Ent-
wicklungsdienst (LED)

  –  staatliche Pensionskasse beziehungsweise die «Per-
sonalvorsorge Liechtenstein»

–  Anfragen des Abg. Patrick Risch:
  –  umstrittenes Spritzmittel Glyphosat 
  –  Europäische Landschaftskonvention 
  –  Bereitschaftsampelschaltungen unserer Verkehrs-

ampeln
–  Aktuelle Stunde: Liechtensteins Aussenbeziehungen: 

Souveränitätsverlust vs. Souveränitätssicherung
  Die Aktuelle Stunde wird abgehalten.
–  Interpellation zu volkswirtschaftlicher Negativ-Ent-

wicklung am Gesundheitsstandort Liechtenstein der 
Abgeordneten Herbert Elkuch und Johannes Kaiser 
vom 31. August 2018 

  Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
–  Bewilligung von Nachtragskrediten (IV / 2018) (Nr. 

66 / 2018) 
  Der Nachtragskredit wird bewilligt.
–  Genehmigung eines Verpflichtungskredits und eines 

Nachtragskredits für ein Schulraumprovisorium für die 
Berufsmaturitätsschule am Standort Giessen in Vaduz 
(Nr. 75 / 2018) 

  Dem Verpflichtungskredit wird zugestimmt.
–  Wahl einer Besonderen Landtagskommission bez. 

DU-Trennung 
  Der Einsetzung einer Besonderen Landtagskommis-

sion wird zugestimmt und sie wird wie folgt gewählt:
  –  Landtagspräsident Albert Frick
  –  Abg. Georg Kaufmann
  –  Abg. Violanda Lanter-Koller
  –  Abg. Daniel Oehry
  –  Abg. Thomas Rehak
  –  Abg. Günter Vogt
–  Totalrevision des Datenschutzgesetzes sowie die Ab-

änderung weiterer Gesetze (Nr. 36 / 2017) [1. Lesung: 
8. Juni 2018] – Stellungnahme der Regierung (Nr. 
69 / 2018); 2. Lesung 

  Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

–  Abänderung des Gemeindegesetzes (Motion zur An-
passung der Mandatsverteilung bei Gemeinderats-
wahlen) (Nr. 41 / 2018) [1. Lesung: 20. Juni 2018] 
– Stellungnahme der Regierung (Nr. 71 / 2018); 2. Le-
sung

  Die Gesetzesvorlage wird in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet, die Motion wird abgeschrieben.

–  Notifikation der Partnerstaaten gemäss Abschnitt 7 
Absatz 1 Buchstabe f der Multilateralen Vereinbarung 
der zuständigen Behörden über den automatischen In-
formationsaustausch über Finanzkonten (Nr. 67 / 2018)

  Den Notifikationen wird zugestimmt.
–  Beschluss Nr. 92 / 2018 des Gemeinsamen EWR-Aus-

schusses (Richtlinie 2010 / 78 / EU des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur 
Änderung der Richtlinien 98 / 26 / EG, 2002 / 87 / EG, 
2003 / 6 / EG, 2003 / 41 / EG, 2003 / 71 / EG, 2004 / 39 / EG, 
2004 / 109 / EG, 2005 / 60 / EG, 2006 / 48 / EG, 2006 / 49 /  
EG und 2009 / 65 / EG im Hinblick auf die Befugnisse 
der Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische 
Bankenaufsichtsbehörde), der Europäischen Auf-
sichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das 
Versicherungswesen und die betriebliche Altersver-
sorgung) und der Europäischen Aufsichtsbehörde (Eu-
ropäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde) 
(Omnibus I) (Nr. 68 / 2018)

  Dem Beschluss wird zugestimmt.
–  Genehmigung und Umsetzung des Notenaustau-

sches zwischen dem Fürstentum Liechtenstein und 
der EU betreffend die Übernahme der Richtlinie (EU) 
2017 / 853 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 17. Mai 2017 über die Kontrolle des Erwerbs 
und des Besitzes von Waffen (Weiterentwicklung des 
Schengen-Besitzstands) sowie die Abänderung des 
Gesetzes über Waffen, Waffenzubehör und Munition 
(Waffengesetz, WaffG) (Nr. 74 / 2018)

  Dem Notenaustausch wird zugestimmt und die Geset-
zesvorlage wird in 1. Lesung beraten.

–  Einbürgerungsgesuch Frau Beso Samra
  Dem Einbürgerungsgesuch wird zugestimmt.
–  Schaffung eines Gesetzes über das Verzeichnis der 

wirtschaftlichen Eigentümer inländischer Rechtsträ-
ger (VwEG) sowie die Abänderung des Beschwerde-
kommissionsgesetzes (Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2015 / 849 zur Verhinderung der Nutzung des Finanz-
systems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terro-
rismusfinanzierung (4. Geldwäscherei-Richtlinie)) (Nr. 
70 / 2018); 1. Lesung

  Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten.
–  Interpellationsbeantwortung betreffend die Überprü-

fung der Asylgesetzgebung (Nr. 73 / 2018)
  Die Interpellationsbeantwortung wird zur Kenntnis ge-

nommen.
–  Abänderung des Asylgesetzes (AsylG) und des Geset-

zes über den Staatsgerichtshof (StGHG) (Nr. 72 / 2018); 
1. und 2. Lesung

  Die Gesetzesvorlagen werden in 1. und 2. Lesung be-
raten und verabschiedet.

–  Beantwortung der Kleinen Anfragen
  Die Kleinen Anfragen werden beantwortet.

Öffentliche Landtagssitzung vom 7. / 8. / 9. November 
2018
–  Eröffnung der öffentlichen Landtagssitzung vom 

7. / 8. / 9. November 2018
  In der Dezember-Sitzung wird ein Sondertraktandum 

zum UN-Migrationspakt behandelt.
–  Genehmigung des Protokolls der öffentlichen Land-

tagssitzung vom 5. / 6. / 7. September 2018
  Das Protokoll wird genehmigt.
–  Anfragen des Abg. Thomas Lageder:
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  –  Atomwaffenverbotsvertrag
  –  Globalkreditvereinbarung des Liechtensteinischen 

Landesspitals
  –  Staatsfeiertag und CO2 
  –  Finanzmarktaufsichtsgesetz 
–  Anfrage des Abg. Christoph Wenaweser:
  –  Umsetzung des DBA Schweiz-Liechtenstein in Be-

zug auf die Rückerstattung der Verrechnungssteuer
–  Anfrage des Abg. Elfried Hasler:
  –  Kennzeichnungspflicht von entgeltlichen Medienin-

halten 
–  Anfragen des Abg. Daniel Oehry:
  –  Digitalisierung im Kataster 
  –  Fahrtauglichkeitsuntersuchung 
  –  Intervall der Fahrzeugprüfungen
–  Anfragen der Abg. Susanne Eberle-Strub:
  –  altes Zollhaus im Steg 
  –  Hornkuh-Initiative 
–  Anfrage des Stv. Abg. Peter Frick:
  –  Brexit – wie geht es weiter?
–  Anfrage des Abg. Thomas Vogt:
  –  dreijährige Trennungsdauer im Ehegesetz 
–  Anfrage des Abg. Manfred Kaufmann:
  –  Rückbau Hochspannungsleitungen in Balzers (Teil 4)
–  Anfrage des Abg. Mario Wohlwend:
 –  Finanzplatzstrategie von Liechtenstein
–  Anfrage des Abg. Wendelin Lampert:
 –  Besteuerung von Belegärztehonoraren in Liechten-

stein im Vergleich zur Schweiz 
–  Anfrage der Abg. Violanda Lanter:
 –  Digitalisierungsfortschritt und E-Government in der 

Verwaltung
–  Anfrage des Abg. Erich Hasler:
 –  Geldspielgesetz und Online-Geldspiele 
–  Anfrage des Abg. Daniel Seger:
 –  gleich lange Spiesse
–  Anfragen des Abg. Patrick Risch:
 –  Fristen beim Familennachzug 
 –  öffentliche Auflage der Stimmregister 
–  Anfrage des Abg. Thomas Rehak:
 –  Mängel am Landtagsgebäude
–  Aktuelle Stunde
  Die Aktuelle Stunde entfällt.
–  Interpellation zur Thematik Cyber-Mobbing in Liech-

tenstein sowie Gewalt an den Primar- und weiter-
führenden Schulen Liechtensteins der Abgeordneten 
Susanne Eberle-Strub, Albert Frick, Elfried Hasler, Jo-
hannes Hasler, Wendelin Lampert, Eugen Nägele, Da-
niel Oehry und Daniel Seger vom 26. September 2018

  Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
–  Postulat zur Förderung und Stärkung einer ökolo-

gischeren Landwirtschaft der Abgeordneten Georg 
Kaufmann, Thomas Lageder und Patrick Risch vom 
13. September 2018

  Das Postulat wird an die Regierung überwiesen.
–  Diskussion zur aktuellen Situation bei Radio Liechten-

stein

  Die Ausführungen der Regierung werden zur Kenntnis 
genommen.

–  Bewilligung eines Nachtragskredits für den Liechten-
steinischen Rundfunk (Nr. 96 / 2018)

  Der Nachtragskredit wird bewilligt.
–  Motion zur Privatisierung des Liechtensteinischen 

Rundfunks (Radio L) der Abgeordneten Herbert El-
kuch, Erich Hasler und Thomas Rehak vom 8. Oktober 
2018

  Die Motion wird nicht an die Regierung überwiesen.
–  Diskussion zur personellen Situation beim Liechten-

steinischen Entwicklungsdienst
  Die Ausführungen der Regierung werden zur Kenntnis 

genommen. Die GPK wird beauftragt, sich dem Thema 
anzunehmen und die Antworten der gestellten Fragen 
einzuholen.

–  Postulatsbeantwortung betreffend die Überprüfung 
des Finanzzuweisungssystems an die Gemeinden und 
der Aufgaben- und Finanzierungszuständigkeiten zwi-
schen Land und Gemeinden (Nr. 80 / 2018)

  Die Postulatsbeantwortung wird zur Kenntnis genom-
men und das Postulat abgeschrieben. Dem Antrag der 
Regierung wird nicht zugestimmt.

–  Postulatsbeantwortung betreffend die Alters- und Ri-
sikovorsorge für nicht oder geringfügig erwerbstätige 
Elternteile (Nr. 92 / 2018)

  Die Postulatsbeantwortung wird zur Kenntnis genom-
men und das Postulat abgeschrieben.

–  Interpellationsbeantwortung zur Transparenz betref-
fend Geldflüsse im Gesundheitswesen (Nr. 85 / 2018)

  Die Interpellationsbeantwortung wird zur Kenntnis ge-
nommen.

–  Forderungsverzicht auf das ausstehende Darlehen so-
wie die Darlehensverzinsung 2018 des Liechtensteini-
schen Landesspitals (Nr. 91 / 2018)

  Dem Forderungsverzicht wird nicht zugestimmt. Art. 1 
des Finanzbeschlusses wird abgeändert.

  Aufgrund dieser Änderung muss auch der Titel des Fi-
nanzbeschlusses wie folgt angepasst werden: «Finanz-
beschluss vom ... über die Rangrücktrittserklärung, 
Zinsloserklärung sowie Erstellung einer Bilanz nach 
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen in Zusammen-
hang mit dem Darlehen des Liechtensteinischen Lan-
desspitals».

–  Wahl einer Richterin des Kriminalgerichtes
  Als Richterin des Kriminalgerichtes wird wie folgt ge-

wählt:
  –  Frau Sonja Hersche
–  Wahl eines stellvertretenden Richters des Kriminalge-

richtes
  Als stellvertretender Richter des Kriminalgerichtes 

wird wie folgt gewählt:
  –  Herr Gerold Schädler
–  Bestellung einer Ad-hoc-Richterin des Staatsgerichts-

hofes
  Als Ad-hoc-Richterin des Staatsgerichtshofes wird wie 

folgt gewählt:
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  –  Frau MLaw Jacqueline Marxer
–  Mittelfristige Planung staatlicher Hochbauten und An-

lagen (Hochbautenbericht 2019) (Nr. 93 / 2018)
  Der Hochbautenbericht 2019 wird zur Kenntnis ge-

nommen.
–  Bau und Sanierung der Verkehrsinfrastruktur in Liech-

tenstein (Verkehrsinfrastrukturbericht 2019) (Nr. 
94 / 2018)

  Der Verkehrsinfrastrukturbericht 2019 wird zur Kennt-
nis genommen.

–  Finanzplanung 2019-2022 (Nr. 78 / 2018)
  Die Finanzplanung 2019-2022 wird zur Kenntnis ge-

nommen.
–  Landesvoranschlag und Finanzgesetz für das Jahr 

2019 (Nr. 77 / 2018)
  Der Landesvoranschlag wird genehmigt, den Anträgen 

wird zugestimmt. Das Finanzgesetz wird in 1. und 2. 
Lesung beraten sowie für dringlich erklärt.

–  Totalrevision des Gesetzes betreffend die Aufsicht 
über Einrichtungen der betrieblichen Altersversor-
gung (Pensionsfondsgesetz; PFG) sowie die Abän-
derung des Gesetzes über die Finanzmarktaufsicht 
(Finanzmarktaufsichtsgesetz; FMAG) und die Abän-
derung des Gesetzes über die Verwalter alternativer 
Investmentfonds (AIFMG) (Nr. 54 / 2018) [1. Lesung: 
6. September 2018] – Stellungnahme der Regierung 
(Nr. 86 / 2018); 2. Lesung 

  Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

–  Abänderung des Sportgesetzes und des Beschwerde-
kommissionsgesetzes (Anpassung der Sportförders-
trukturen) (Nr. 47 / 2018) [1. Lesung: 20. Juni 2018] 
– Stellungnahme der Regierung (Nr. 95 / 2018); 2. Le-
sung 

  Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

–  Abänderung der Verfassung und des Gesetzes über 
den Staatsgerichtshof (Abschaffung des Rotationsprin-
zips bezüglich der Ersatzrichter) (Nr. 51 / 2018) [1. Le-
sung: 7. September 2018] – Stellungnahme der Regie-
rung (Nr. 88 / 2018); 2. Lesung 

  Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

–  Abänderung der Exekutionsordnung (EO) sowie wei-
terer Gesetze (Nr. 62 / 2018) [1. Lesung: 6. September 
2018] – Stellungnahme der Regierung (Nr. 89 / 2018); 
2. Lesung 

  Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

–  Abkommen vom 17. August 2018 zwischen dem Fürs-
tentum Liechtenstein und Jersey zur Beseitigung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen und zur Verhinde-
rung der Steuerverkürzung und -umgehung (Nr. 
81 / 2018)

  Dem Abkommen wird zugestimmt.
–  Abkommen zwischen der Regierung des Fürstentums 

Liechtenstein und dem Schweizerischen Bundesrat 
über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der musi-
kalischen Bildung (Programm Jugend und Musik) (Nr. 
79 / 2018)

  Dem Abkommen wird zugestimmt.
–  Abkommen zur Vereinbarung zu einer gemeinsamen 

Auktionsplattform und das Abkommen zur Verein-
barung zu einer gemeinsamen Auktionsaufsicht (Nr. 
84 / 2018)

  Dem Abkommen wird zugestimmt.
–  Antrag der FBP-Fraktion: Auftrag an die GPK be-

züglich des Regierungsentscheids zum Verzicht ei-
ner Klage hinsichtlich der Vorkommnisse bei der 
Liechtensteinischen Post AG bezüglich des Projekts  
«eSolutions»

  Der GPK wird der Auftrag erteilt, den Regierungsent-
scheid zum Verzicht einer Klage hinsichtlich der Vor-
kommnisse bei der Liechtensteinischen Post AG be-
züglich des Projekts «eSolutions» zu untersuchen und 
dem öffentlichen Landtag einen Bericht hierzu zukom-
men zu lassen.

–  Anpassung des Faktors(k) zur Festlegung des Mindest-
finanzbedarfs für die Finanzausgleichsperiode 2020-
2023 (Nr. 82 / 2018)

  Es wird beschlossen, den Faktor(k) für die Finanzaus-
gleichsperiode 2020-2023 mit 0.76 festzulegen, wo-
mit sich ein Mindestfinanzbedarf von CHF 4'994 er-
gibt.

–  Einbürgerungsgesuch Frau Saskia Tellenbach
  Dem Einbürgerungsgesuch wird zugestimmt.
–  Abänderung des Finanzmarktaufsichtsgesetzes (Schaf-

fung eines institutionellen Rahmens für die makropru-
denzielle Politik und Aufsicht) (Nr. 76 / 2018); 1. Le-
sung

  Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
–  Schaffung eines Gesetzes über die Ausgabe von drei 

Gold- und zwei Silbermünzen aus Anlass des Jubilä-
ums «300 Jahre Liechtenstein 1719-2019» im Jahre 
2019 (Nr. 83 / 2018); 1. und 2. Lesung

  Die Gesetzesvorlage wird in 1. und 2. Lesung beraten 
und verabschiedet.

–  Erlass eines Gesetzes zur Durchführung der Verordnung 
(EU) 2015 / 751 über Interbankenentgelte für karten-
gebundene Zahlungsvorgänge (EWR-Interbankenent- 
gelteverordnung-Durchführungsgesetz-EWR-IBEV-DG)  
sowie die Abänderung des FMAG (Nr. 87 / 2018); 1. Le-
sung

  Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten.
–  Abänderung des Strafgesetzbuches, der Strafprozess-

ordnung, des Gesetzes über die Zusammenarbeit mit 
dem Internationalen Strafgerichtshof und anderen in-
ternationalen Gerichten sowie des Naturschutzgeset-
zes (Nr. 90 / 2018); 1. Lesung

  Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten.
–  Beantwortung der Kleinen Anfragen
  Die Kleinen Anfragen werden beantwortet.
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Öffentliche Landtagssitzung vom 5. / 6. Dezember 2018
–  Eröffnung der öffentlichen Landtagssitzung vom 

5. / 6. Dezember 2018
 Trakt. 23 wird als 11a behandelt.
–  Genehmigung des Protokolls der öffentlichen Land-

tagssitzung vom 3. / 4. / 5. Oktober 2018
 Das Protokoll wird genehmigt.
–  Anfragen des Abg. Thomas Lageder:
  –  Jahresrechnungen
  –  Kostenbeteiligung bei der OKP
  –  Lohnerhöhungen im öffentlichen Dienst
  –  rechtliche Schritte
–  Anfrage des Abg. Elfried Hasler:
  –  Verwendung von Steuergeldern für die Abstim-

mungskampagnen «Tour de Ski»
–  Anfragen des Abg. Christoph Wenaweser:
  –  Kontensperren in AIA-Partnerstaaten
  –  Luftrettung
–  Anfragen des Abg. Günter Vogt:
  –  Cyberwehr-Anlaufstelle für Liechtenstein
  –  Medicnova-Konkurs 
–  Anfrage des Abg. Mario Wohlwend:
  –  ambulant vor stationärer Versorgung im Spitalbe-

reich
–  Anfrage des Abg. Manfred Kaufmann:
  –  Vertragsaufkündigung mit Keystone-SDA (Schwei-

zerische Depeschenagentur)
–  Anfrage der Abg. Violanda Lanter:
  –  Aussenpolitik – diplomatische Prozesse beim Ab-

schluss internationaler Vereinbarungen und Über-
einkommen

–  Anfragen des Stv. Abg. Alexander Batliner:
  –  Tempo 40
  –  Umbau Rietstrasse in Mauren 
–  Anfrage der Stv. Abg. Helen Konzett:
  –  Umsetzung der CEDAW, Frauenkonvention
–  Anfrage der Abg. Susanne Eberle-Strub:
  –  beleuchtete Fussgängerstreifen
–  Anfrage des Abg. Eugen Nägele:
  –  Parkhalle beim Peter-Kaiser-Platz 
–  Anfrage des Abg. Wendelin Lampert:
  – Sanktionierung fehlbarer Leistungserbringer
–  Anfrage des Abg. Patrick Risch:
  –  Inventar der Naturvorrangflächen 
–  Anfrage des Abg. Erich Hasler:
  –  Heliport in Balzers
–  Anfrage des Abg. Herbert Elkuch:
  –  Migrationspakt respektive zum Flüchtlingspakt 
–  Aktuelle Stunde
  Die Aktuelle Stunde entfällt.
–  Kenntnisnahme des Abstimmungsergebnisses der 

Volksabstimmung vom 25. November 2018 (Referen-
dumsbegehren «Tour de Ski»)

  Das Abstimmungsergebnis wird zur Kenntnis genom-
men.

–  Interpellation zu Photovoltaik und E-Mobilität der Ab-
geordneten Georg Kaufmann, Thomas Lageder und 

Patrick Risch vom 29. Oktober 2018
  Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
–  Interpellation zur Bedeutung des dualen Bildungs-

systems der Abgeordneten Manfred Kaufmann, Frank 
Konrad, Violanda Lanter, Gunilla Marxer-Kranz, Gün-
ter Vogt, Thomas Vogt, Christoph Wenaweser und Ma-
rio Wohlwend vom 28. Oktober 2018

  Die Interpellation wird an die Regierung überwiesen.
–  Postulat: Steuerliche Entlastung für Familien der Ab-

geordneten Manfred Kaufmann, Frank Konrad, Vio-
landa Lanter, Gunilla Marxer-Kranz, Günter Vogt, Tho-
mas Vogt, Christoph Wenaweser und Mario Wohlwend 
vom 5. November 2018

  Das Postulat wird an die Regierung überwiesen.
–  Parlamentarische Initiative zur Abänderung des Hei-

matschriftengesetzes (HSchG) – Vorprüfung durch die 
Regierung (Nr. 97 / 2018); 1. und 2. Lesung

  Die Ausführungen der Regierung werden zur Kenntnis 
genommen und die Gesetzesvorlage wird in 1. und 2. 
Lesung beraten und verabschiedet.

–  Interpellationsbeantwortung zu Krankenkassen und 
LKV in Liechtenstein (Nr. 103 / 2018)

  Die Interpellationsbeantwortung wird zur Kenntnis ge-
nommen.

–  Information und Diskussion betreffend den UN-Migra-
tionspakt

  Die Ausführungen der Regierung werden zur Kenntnis 
genommen.

–  Wiederwahl der Leitungsperson der Finanzkontrolle
  Als Leitungsperson der Finanzkontrolle wird mit Wir-

kung ab 1. April 2019 für eine weitere Mandatsperiode 
von acht Jahren wie folgt gewählt:

  –  Frau Cornelia Lang
–  Bestellung eines Ad-hoc-Richters für das Obergericht
  Als Ad-hoc-Richter für das Obergericht wird wie folgt 

bestellt:
  –  Herr Dr. Wolfgang Salzmann
–  Beantragung einer ausserordentlichen Fallpauschale 

im Zusammenhang mit der Bestellung eines Ad-hoc-
Richters für das Obergericht

  Der Ausrichtung einer ausserordentlichen Fallpau-
schale im Zusammenhang mit der Bestellung von 
Herrn Dr. Wolfgang Salzmann als Ad-hoc-Richter für 
das Obergericht in der Höhe von CHF 37'000 wird zu-
gestimmt.

–  Liste über den Stand der Bearbeitung von Motionen, 
Postulaten und Interpellationen für das Jahr 2018

  Die Liste über den Stand der Bearbeitung von Motio-
nen, Postulaten und Interpellationen für das Jahr 2018 
wird zur Kenntnis genommen.

–  Schaffung eines Wirtschaftsprüfergesetzes und die Ab-
änderung weiterer Gesetze (Nr. 38 / 2017) [1. Lesung: 
7. September 2017] – Stellungnahme der Regierung 
(Nr. 99 / 2018); 2. Lesung 

  Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

–  Abänderung des Gesetzes über die Landespolizei 
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(Einführung eines Bedrohungsmanagements) (Nr. 
128 / 2016) [1. Lesung: 4. November 2016] – Stellung-
nahme der Regierung (Nr. 104 / 2018); 2. Lesung 

  Die Gesetzesvorlage wird in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

–  Abänderung des Gesetzes über Waffen, Waffenzube-
hör und Munition (Waffengesetz; WaffG) (Nr. 74 / 2018) 
[1. Lesung: 4. Oktober 2018] – Stellungnahme der Re-
gierung (Nr. 105 / 2018); 2. Lesung 

  Die Gesetzesvorlage wird in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

–  Kenntnisnahme der Eignerstrategie des Liechtenstei-
nischen Rundfunks (LRF) (Nr. 107 / 2018)

  Die Eignerstrategie wird zur Kenntnis genommen.
–  Definition des Auftrags der BLK «Regelung Parteiaus-

tritt»
  Der Definition des Auftrags und dem Antrag der BLK 

«Regelung Parteiaustritt» wird zugestimmt.
–  Einbürgerungsgesuch Frau Jasmina Kudra
  Dem Einbürgerungsgesuch wird zugestimmt.
–  Einbürgerungsgesuch Frau Lejla Kudra
  Dem Einbürgerungsgesuch wird zugestimmt.
–  Einbürgerungsgesuch Herr Flamur Bojaxhiu und seine 

minderjährigen Kinder Sara, Alba und Aulon
  Dem Einbürgerungsgesuch wird zugestimmt.
–  Erlass eines Gesetzes über die Einlagensicherung und 

Anlegerentschädigung bei Banken und Wertpapier-
firmen (Einlagensicherungs- und Anlegerentschädi-
gungsgesetz – EAG) sowie die Abänderung weiterer 
Gesetze (Nr. 98 / 2018); 1. Lesung

  Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten.
–  Abänderung des Gesetzes über die Liechtensteinische 

Landesbank (Abschaffung der Staatsgarantie) (Nr. 
100 / 2018); 1. Lesung

  Die Gesetzesvorlage wird in 1. Lesung beraten.
–  Beantragung einer ausserordentlichen Fallpauschale 

im Zusammenhang mit der Bestellung eines Ad-hoc-
Richters für das Obergericht

  Trakt. 23 wurde als Trakt. 11a behandelt.
–  Erlass eines Gesetzes über elektronische Signaturen 

und Vertrauensdienste für elektronische Transaktio-
nen (Signatur- und Vertrauensdienstegesetz – SIGVG; 
Durchführung der Verordnung (EU) Nr. 910 / 2014) so-
wie die Abänderung weiterer Gesetze (Nr. 106 / 2018); 
1. Lesung

  Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten.
–  Schaffung eines Gesetzes über das Verzeichnis der 

wirtschaftlichen Eigentümer inländischer Rechtsträger 
(VwEG) sowie die Abänderung des Beschwerdekom-
missionsgesetzes (Nr. 70 / 2018) [1. Lesung: 5. Oktober 
2018] – Stellungnahme der Regierung (Nr. 101 / 2018); 
2. Lesung 

  Die Gesetzesvorlagen werden in 2. Lesung beraten und 
verabschiedet.

–  Abänderung des Strafgesetzbuches und der Strafpro-
zessordnung (Revision der Geldwäschereibestimmun-
gen) (Nr. 102 / 2018); 1. Lesung

  Die Gesetzesvorlagen werden in 1. Lesung beraten.
–  Bereinigung der Anlagen I und II zum Zollvertrag 

(LGBl. 2018 Nr. 227)
  Die Bereinigung der Anlagen I und II zum Zollvertrag 

werden zur Kenntnis genommen.
–  Wahl des Landesausschusses
  Der Landesausschuss wird wie folgt gewählt:
  –  Landtagspräsident Albert Frick
  –  Abg. Daniel Oehry
  –  Abg. Thomas Rehak
  –  Abg. Patrick Risch
  –  Abg. Günter Vogt
  Gemäss Art. 72 Abs. 1 der Verfassung gehört Land-

tagspräsident Albert Frick von Amtes wegen 
dem  Landesausschuss an. Im Verhinderungsfall wird 
er durch die Landtagsvizepräsidentin Gunilla Marxer- 
Kranz vertreten.

–  Beantwortung der Kleinen Anfragen
  Die Kleinen Anfragen werden beantwortet.
–  Schliessung des Landtages
  Der Landtag wird geschlossen.
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Finanzkontrolle

Leiterin: Cornelia Lang

Die unabhängige Finanzkontrolle, welche den Landtag und 
die Regierung in ihren Aufsichtsfunktionen unterstützt, ist 
zuständig für die Prüfung des gesamten Finanzhaushalts. 
Hauptbereiche der Tätigkeit der Finanzkontrolle sind die 
Prüfung der Landesrechnung, die Umsetzung des jähr-
lichen Revisionsprogramms, die Ausübung der internen Fi-
nanzaufsicht sowie die Zusammenarbeit mit der Geschäfts-
prüfungskommission des Landtags.

Organisation

Die Finanzkontrolle mit einem Personalbestand von 6 
Stellen ist organisatorisch dem Landtag zugeordnet.

Gesetzlicher Auftrag

Gemäss dem am 1. Januar 2010 in Kraft getretenen Fi-
nanzkontrollgesetz unterstützt die Finanzkontrolle als 
oberstes Fachorgan der Finanzaufsicht sowohl den 
Landtag bzw. die Geschäftsprüfungskommission bei der 
Ausübung ihrer verfassungsmässigen Finanzkompeten-
zen sowie ihrer Oberaufsicht über das öffentliche Finanz-
gebaren und die öffentliche Rechnungslegung als auch 
die Regierung bei der Ausübung ihrer Aufsichtsfunktion. 

Im Rahmen ihrer Aufgaben prüft die Finanzkontrolle 
die Landesrechnung, das Finanzgebaren und die Rech-
nungslegung von staatlichen Stellen sowie von öffentli-
chen Unternehmen, sofern dies spezialgesetzlich vorge-
sehen ist, staatliche Finanzhilfen und Abgeltungen, das 
öffentliche Beschaffungswesen, interne Kontrollsysteme 
auf ihre Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit sowie IT-
Systeme hinsichtlich ihrer Sicherheit, Wirtschaftlichkeit 
und Funktionalität.

Die Finanzkontrolle ist im Rahmen der gesetzlichen 
Vorschriften selbständig und unabhängig. Sie ist in ihrer 
Prüfungstätigkeit nur dem Recht verpflichtet.

Umsetzung des Prüfauftrages

Revisionsprogramm
Das jährliche Revisionsprogramm, welches aufgrund 
der Kriterien der Wesentlichkeit und Risikoorientierung 
festgelegt wird, bildet die Basis für die durchzuführen-
den Prüfungen. In Umsetzung des Revisionsprogramms 
prüft die Finanzkontrolle die Landesrechnung, staatliche 
Stellen, öffentlich-rechtliche Stiftungen und Anstalten, 
interne Kontrollsysteme etc. Aufgrund von Konkordats-
vereinbarungen der Regierung im Zusammenhang mit 
Bildungs- und Forschungsinstitutionen in der Schweiz 
nimmt die Finanzkontrolle auch dort Revisionsstellen-
mandate wahr. Als Revisionsorgan prüft sie die Mittel-
verwendung im Rahmen von EU-Programmen, welche 

im Inland stattfinden. Im Auftrag der Regierung nimmt 
die Finanzkontrolle seit dem Jahr 2017 Einsitz im EFTA 
Board of Auditors (EBOA), welches die EFTA-Institutio-
nen prüft.

Informatik-Revisionen
Wesentliche Informatikprojekte in der Landesverwaltung 
werden, unter der Leitung der Finanzkontrolle, einer In-
formatik-Revision durch spezialisierte externe IT-Prü-
fungsgesellschaften unterzogen, wobei die ordnungs-
gemässe Projektabwicklung, die technische Umsetzung, 
der Umgang mit Risiken etc. überprüft wird. 

Interne Finanzaufsicht
Im Bereich der internen Finanzaufsicht prüft die Finanz-
kontrolle Ausgaben hinsichtlich ihrer Rechtmässigkeit, 
Ordnungsmässigkeit und Wirtschaftlichkeit, verifiziert 
Bauabrechnungen und kontrolliert durch unangemel-
dete Prüfungen die Geldbestände von rechnungslegen-
den Stellen, öffentlichen Unternehmen sowie Schulen. 

Tätigkeitsbericht

Einen ausführlichen Tätigkeitsbericht über Umfang, 
Schwerpunkte und Feststellungen ihrer Prüfungstätig-
keit erstattet die Finanzkontrolle jährlich dem Landtag 
und der Regierung. Der Tätigkeitsbericht wird auf der 
Homepage der Finanzkontrolle (www.fk.llv.li) veröffent-
licht.

Zusammenarbeit mit der Geschäfts- 
prüfungskommission

Mit der Geschäftsprüfungskommission des Landtags be-
steht eine enge Zusammenarbeit. Die Finanzkontrolle 
nimmt an den Sitzungen der Geschäftsprüfungskommis-
sion teil und informiert direkt über ihre Prüfungstätigkei-
ten. Die jeweiligen Prüfungsergebnisse und notwendige 
Massnahmen werden in den Sitzungen der Kommission 
zusammen mit der Regierung diskutiert und die weitere 
Vorgehensweise festgelegt.

Mitgliedschaften

Die Finanzkontrolle ist sowohl Mitglied der «Fachverei-
nigung der Finanzkontrollen der Schweiz und des Fürs-
tentums Liechtenstein» als auch Mitglied der Interna-
tionalen und Europäischen Organisation der Obersten 
Rechnungskontrollbehörden (INTOSAI und EUROSAI). 
Der Informations- und Erfahrungsaustausch über ak-
tuelle Fachthemen, Prüfungsmethoden und Prüfungs-
standards im öffentlichen Revisionsbereich sowie ge-
meinsame Weiterbildungsaktivitäten stehen im Zentrum 
dieser Mitgliedschaften.
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Datenschutzstelle

Leiterin: Dr. Marie-Louise Gächter

Die seit Juli 2018 in Liechtenstein geltende Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) stellte im Berichtsjahr nicht 
nur Unternehmen und private und öffentliche Institutionen 
vor eine immense Herausforderung, sondern auch die Da-
tenschutzstelle (DSS), die für die Umsetzung der DSGVO 
zuständige nationale Datenschutz-Aufsichtsbehörde. Mit 
einem neuen Konzept, das vor allem vom kommunikativen 
Ansatz der DSGVO getragen ist, konnte die DSS aber im 
Berichtsjahr erfolgreich auf die neuen gesteigerten Anfor-
derungen reagieren. 

Allgemeines
Obgleich die DSGVO erst am 25. Mai 2018 in der EU 
und am 20. Juli 2018 im EWR unmittelbare Geltung er-
langte, stand die Tätigkeit der DSS bereits ab dem ersten 
Tag des Berichtsjahres fast ausschliesslich im Zeichen 
der Vorbereitung und Umsetzung der DSGVO. Um auf 
die Vielfalt der Anfragen und Bedürfnisse reagieren zu 
können, fiel zu Jahresbeginn der Entscheid, auf Schwer-
punktsetzungen zu verzichten und stattdessen prioritär 
bedarfsgerecht auf die Sorgen und Nöte der Unterneh-
men, Vereine und öffentlichen Stellen einzugehen und 
auch pro-aktiv auf die einzelnen Institutionen zuzugehen. 

Die sehr gute Zusammenarbeit mit den Wirtschafts-
verbänden, der Universität Liechtenstein und den Me-
dien, um nur wenige zu nennen, erwies sich dabei als 
besonders hilfreich, um die Informationen adressaten-
gerecht zu vermitteln. Darüber hinaus verfügt die DSS 
seit Herbst 2018 über einen technisch, optisch und vor 
allem inhaltlich völlig neugestalteten Internetauftritt, der 
es erlaubt, auf die Bedürfnisse der einzelnen Adressa-
tenkreise einzugehen und die aktuellen Entwicklungen 
im Datenschutz, insbesondere auch auf europäischer 
Ebene, zeitnahe zu vermitteln. 

Informationsvermittlung 
Die DSGVO verfügt zwar «nur» über 99 Artikel, von de-
nen sich zudem lediglich gut die Hälfte direkt an die da-
tenverarbeitenden Stellen richtet, aber für letztere erwies 
sich vor allem der Einstieg in die Umsetzung der DSGVO 
als sehr schwierig. Das heisst die Frage «Wo beginnen?» 
stand vor allem für kleinere und mittlere Unternehmen 
sowie Vereine als erste grosse Hürde einer effizienten 
Umsetzung entgegen. Um dieses Einstiegsproblem ab-
zufedern, bot die DSS im Berichtsjahr eine grosse Zahl 
an Informationsveranstaltungen an, um einen ersten 
Überblick sowie praktische schrittweise Umsetzungs-
tipps zu geben. Darüber hinaus dienten die Veranstal-
tungen auch der DSS zur eigenen Öffentlichkeitsarbeit, 
um auf ihre Rolle als kompetenter Ansprechpartner und 
Dienstleister für Umsetzungsfragen unter der DSGVO 
aufmerksam zu machen. 

Präsentationen 
Die insgesamt 38 Präsentationen durch Mitarbeitende 
der DSS erfolgten bis auf wenige Ausnahmen auf Ein-
ladung von Verbänden, der Landesverwaltung, Gemein-
den oder anderen Vereinigungen. Sie orientierten sich 
dabei an den (branchen-)spezifischen Bedürfnissen der 
Teilnehmer und richteten sich unter anderem an die Mit-
glieder der LIHK, unterschiedliche Gesundheitsberufe, 
«180a-Personen», Vermögensverwalter, Buchhalter und 
Sachbearbeiter, Gerichte, Amtsleiterinnen und Amtslei-
ter, Museen, Vereine, Eltern oder auch die allgemeine 
Öffentlichkeit. Auf Eigeninitiative der DSS fanden zwei 
grosse Veranstaltungen für Vereine sowie ein Vernet-
zungstreffen für betriebliche Datenschutzbeauftragte 
statt. Alleine an den beiden Informationsveranstaltungen 
für Vereine nahmen insgesamt 150 Personen teil. Das 
Vernetzungstreffen für die betrieblichen Datenschutzbe-
auftragten (DSB) mit 100 Teilnehmenden hatte das Ziel, 
die DSB über aktuelle Entwicklungen im Datenschutz in-
nerhalb und ausserhalb Liechtensteins zu informieren. 

Internetseite 
Seit Oktober prägen ein völlig neues Design, verbesserte 
Funktionen und eine höhere Benutzerfreundlichkeit das 
Gesicht des Internetauftritts der DSS. Dieser erlaubt 
nicht nur eine auf die jeweiligen Adressatenkreise zuge-
schnittene aktuelle Informationsdienstleistung, sondern 
auch einen verbesserten Service und entspricht den Be-
dürfnissen moderner Kommunikation. Neben der allge-
meinen Information war es der DSS ein grosses Anlie-
gen, besonders praxisorientierte Hilfestellungen in Form 
von Vorlagen und Mustern anzubieten. Somit findet sich 
für praktisch jedes Dokument, das unter der DSGVO ver-
pflichtend von den Verantwortlichen und Auftragsver-
arbeitern zu erstellen ist, eine Mustervorlage auf der 
Internetseite. Für die Kommunikation mit der DSS ste-
hen Online-Formulare zur Verfügung, welche einen ge-
sicherten Übermittlungsweg gewährleisten, was gerade 
für Beschwerden und die Meldungen von Datenschutz-
verletzungen von sehr grosser Bedeutung ist. 

Kooperation mit der Universität Liechtenstein 
Schwerpunkt der Kooperation mit der Universität Liech-
tenstein war der im Berichtsjahr dreimal durchgeführte 
zweitägige Intensivkurs für betriebliche Datenschutzbe-
auftragte. Die DSS konnte dabei den ersten Teil mit den 
Grundsätzen der Datenverarbeitung unter der DSGVO 
übernehmen und dabei auch einen umfassenden Ein-
blick in die praxisrelevanten Fragestellungen geben, die 
von der DSS im Berichtsjahr behandelt wurden. Die er-
folgreiche Kooperation soll auch in Zukunft weiterge-
führt bzw. erweitert werden.

Datenschutz in den Medien 
Im Berichtsjahr war der Datenschutz sehr prominent in 
den liechtensteinischen Medien vertreten. Zum einen 
gab es Anfragen an die DSS, Beiträge für die Veröffentli-



34 |

LANDTAG

chung in den Medien zu redigieren, wie etwa der Beitrag 
mit dem Titel «Datenschutz-Grundverordnung – Meilen-
stein oder bürokratisches Desaster?» in der Juni-Ausgabe 
des Wirtschaftsmagazins «unternehmer». Hinzu kamen 
mehrere Interviews mit der Leiterin sowie dem stellver-
tretenden Leiter der DSS in den beiden liechtensteini-
schen Tageszeitungen und insgesamt 10 Berichte über 
aktuelle Themen zum Datenschutz, wie etwa WhatsApp,  
digitale Schattenseiten, Weiterleitung von Nutzerda-
ten von Facebook, der Frage der Einwilligung oder Be-
schwerden. Neben den Printmedien war das Thema Da-
tenschutz auch im Radio und Fernsehen präsent. 

Die Berichterstattung in den Medien sowie deren po-
sitive Haltung gegenüber der Materie ist ein wertvoller 
Beitrag zur Umsetzung des kommunikativen Konzepts, 
da so die Information auch für Bürgerinnen und Bür-
ger greifbar wird, die von Berufswegen weniger Berüh-
rungspunkte mit Datenschutz haben. 

Beratung in Bezug auf konkrete Fragen
Während die genannte allgemeine Informationsvermitt-
lung vor allem den Einstieg in die Umsetzung der DSGVO 
erleichtern sollte, stand als weitere Priorität im Berichts-
jahr die Beantwortung konkreter, mitunter auch sehr 
komplexer Fragestellungen im Mittelpunkt der Tätigkeit 
der DSS. Insgesamt wurden 2004 Anfragen beantwortet, 
die fast ausschliesslich auf die DSGVO bezogen waren 
und in ihren Ansprüchen von einfachen Fragen wie der 
Geltung der DSGVO, ihrer Anwendbarkeit im EWR bis 
hin zur Anwendung bestimmter Bestimmungen auf sehr 
spezifische und hochkomplexe Sachverhaltsdarstellun-
gen reichten. In Bezug auf die Herkunft der Fragesteller 
ist festzuhalten, dass diese dem Trend des letzten Jah-
res folgend zu einem grossen Teil aus der Privatwirt-
schaft stammten (1'258). Die Mehrheit dieser Anfragen 
wiederum kam von kleinen und mittleren Unternehmen 
sowie Kleinstunternehmen. An zweiter und dritter Stelle 
folgten die Landesverwaltung (246) und die Vereine 
(179). Aber auch Privatpersonen zeigten grosses Inter-
esse an den neuen Datenschutzbestimmungen. Die 114 
erhaltenen Anfragen zeugten sowohl von vorhandenem 
Hintergrundwissen der liechtensteinischen Bevölkerung 
als auch einer kritischen Haltung gegenüber der Ver-
arbeitung ihrer personenbezogenen Daten. Besonders 
erwähnenswert sind auch die 94 Anfragen der Medien, 
welche von einem grossen Interesse am Datenschutz 
und den Veränderungen durch die neuen Bestimmun-
gen zeugen. 

Stellungnahmen zu Vorlagen und Erlassen

Totalrevision des Datenschutzgesetzes
Im Zentrum der Stellungnahmen zu Rechtssetzungsakten 
stand im Berichtsjahr die Revision des Datenschutzge-
setzes, der Verordnung zum Datenschutzgesetz und der 
zahlreichen Spezialgesetze. Die DSS hatte bereits vor Ab-
gabe der Stellungnahme im Vernehmlassungsprozess in 

der «Arbeitsgruppe Koordination DSGVO» unter Feder-
führung des Amts für Justiz mitgewirkt und ihre Erfahrun-
gen eingebracht. In der Stellungnahme vom 28. Februar 
2018 empfahl die DSS unter anderem, auf die Bewilli-
gung bei Videoüberwachungen zu verzichten und sie 
durch eine Meldepflicht zu ersetzen. Des Weiteren wurde 
auf verschiedenste Aspekte im Bereich der künftigen 
Aufgaben und Befugnisse der Datenschutzstelle, des Be-
schäftigten-Datenschutzes oder des Zusammenspiels von 
Datenschutz und Geheimhaltungspflichten hingewiesen. 

In Bezug auf das sogenannte «Gap-Gesetz», welches 
als Übergangslösung zwischen dem Beginn der Geltung 
der DSGVO am 20. Juli 2018 und dem Inkrafttreten des 
total revidierten Datenschutzgesetzes am 1. Januar 2019 
konzipiert wurde, sprach sich die DSS für eine möglichst 
schlanke und pragmatische Lösung aus. Dem wurde sei-
tens des Gesetzgebers entsprochen. Trotz vereinzelter 
Bedenken der Wirtschaft in Bezug auf mögliche Wider-
sprüchlichkeiten während der Übergangszeit stellte sich 
dieser Weg im Rückblick als unproblematisch und erfolg-
reich heraus. 

Auch zwischen erster und zweiter Lesung im Landtag 
konnte die DSS zur Beantwortung der vielfältigen Fragen 
der Abgeordneten beitragen. 

Unabhängigkeit der DSS
Das Datenschutzgesetz hat auch für die DSS unmittel-
bare Auswirkungen, als hier ihre neuerliche Zuordnung 
zur Landesverwaltung besiegelt wurde. Nach 10 Jahren 
als dem Landtag zugeordnetes Gremium wird die DSS 
ab dem 1. Januar 2019 als Amtsstelle im Gefüge der Lan-
desverwaltung geführt. Die DSS wies in einer detaillier-
ten Stellungnahme darauf hin, dass die neue Zuordnung 
in keinster Weise ihre Unabhängigkeit gefährden dürfe. 
Ihre spezifischen Aufgaben im Bereich der Umsetzung 
des Grundrechts auf informationelle Selbstbestimmung 
fordern und rechtfertigen eine besondere Stellung im Ge-
füge der Verwaltungsbehörden und ihre völlige Unabhän-
gigkeit. Unter Berufung auf mehrere Urteile des Europäi-
schen Gerichtshofes (EuGH) war vor allem der Verzicht 
auf eine Diensthoheit des Ministeriums als eine Grundbe-
dingung für eine unabhängige und effiziente Aufgabener-
füllung im Sinne der Vorgaben der Datenschutz-Grund-
verordnung hervorgehoben worden. Auch wenn die 
Rechtsprechung des EuGH für Liechtenstein nicht un-
mittelbar verbindlich ist, so ist ihr gerade in der Frage 
der Unabhängigkeit der Datenschutzbehörden über die 
EU-Mitgliedstaaten hinaus grosses Gewicht beizumessen 
und kann und darf auch in Liechtenstein nicht ignoriert 
werden. Mit der im Datenschutzgesetz erreichten Lösung 
sieht die DSS ihre Unabhängigkeit als gewahrt an. 

Weitere Stellungnahmen
Im Berichtsjahr wurden im Zuge von Vernehmlassun-
gen sechs Stellungnahmen zu Gesetzesvorhaben abge-
geben. Unter diesen Vernehmlassungen stiess vor allem 
das Gesetz über «auf vertrauenswürdigen Technologien 



| 35

LANDTAG

(VT) beruhende Transaktionssysteme (Blockchain-Ge-
setz)» auf grosses Interesse bei der DSS, da diese Tech-
nologie regelmässig Risiken für die Privatsphäre der be-
troffenen Personen beinhaltet. In einer meist dezentral 
organisierten Datenstruktur zeichnet sich im Regelfall 
nicht eine konkrete Person allein für die Entscheidung 
über Zweck und Mittel der Verarbeitung verantwortlich. 
Folglich wird die Bestimmung der Verantwortlichen eine 
Schlüsselaufgabe sein, mit der sichergestellt wird, dass 
die Betroffenen ihre Rechte ausüben können. 

Personal
Trotz des stark erhöhten Arbeitsaufwandes im Berichts-
jahr musste die DSS die quantitativ und qualitativ gestei-
gerten Herausforderungen mit dem bestehenden Perso-
nal von fünf Mitarbeitenden bewältigen. Am 3. Juli 2018 
stellte die DSS einen Antrag auf Genehmigung von 3.5 
zusätzlichen Stellen, um die neuen Aufgaben unter der 
DSGVO und dem Kommunikationsgesetz bewältigen zu 
können. Von den beantragten 3.5 Stellen wurden 2.5 
Stellen ab 1. Januar 2019 genehmigt. Angesichts der 
Streichung einer beantragten Stelle wird voraussicht-
lich in Bezug auf das Kommunikationsgesetz und insbe-
sondere die Vorbereitung auf die ePrivacy-Verordnung, 
welche Datenschutzbestimmungen für die elektronische 
Kommunikation in jedweder Form – neben klassischen 
Kommunikationsdiensten wie E-Mail, Telefon oder auch 
OTT-Dienste, wie etwa WhatsApp, ebenso die Einbin-
dung von Maschinen, wie beispielsweise Chat-Bots, die 
Machine-to-Machine-Kommunikation oder auch ver-
netzte Gegenstände (Smart-Watches, Smart-Home-Sys-
teme usw.) – regeln wird, mit Abstrichen zu rechnen sein. 

Interne Organisation 

Strategische Ausrichtung im Berichtsjahr
Obgleich nicht explizit im Wortlaut der DSGVO zum Aus-
druck gebracht, ist der Grundverordnung ein kommuni-
katives Konzept inhärent. Sie verlangt die Kommunika-
tion der Verantwortlichen mit den betroffenen Personen, 
zwischen Verantwortlichen und Auftragsverarbeitern und 
den Aufsichtsbehörden. An diesem kommunikativen Kon-
zept orientierte sich daher im Berichtsjahr die übergeord-
nete Strategie der DSS. Nur wenn dieses Konzept konse-
quent umgesetzt wird, kann dies die Basis bilden für die 
weiteren Aufgabengebiete der Aufsichtsbehörden, insbe-
sondere die Aufsicht und Kontrolltätigkeit. Die Kommuni-
kation und dabei insbesondere die von der DSS zur Verfü-
gung gestellten Informationen, Anleitungen, Muster und 
Checklisten erlauben es, die Einhaltung der Datenschutz-
bestimmungen in den kommenden Jahren zu prüfen und 
sie am Massstab der angebotenen Leitlinien zu messen. 

Umstellung der Aktenverwaltung auf LiVE
LiVE steht für «Liechtensteinische Aktenverwaltung» 
und bezeichnet das Programm zur Einführung der digi-
talen Akte in der Liechtensteinischen Landesverwaltung. 

Die Datenschutzstelle hat im Berichtsjahr als eines der 
ersten Ämter die digitale Akte vollumfänglich eingeführt. 
Das Umsetzungsprojekt wurde nach der Sommerpause 
gestartet und dauerte etwa acht Wochen. Mit der Ein-
führung von LiVE konnten neben der Geschäftsverwal-
tung zwei weitere Systeme abgelöst und der Dienstbe-
trieb weiter optimiert werden.

Aufsicht und Beschwerden 

Aufsicht
Im Berichtsjahr wurde eine im Vorjahr begonnene Kon-
trolle bei der Telecom Liechtenstein AG abgeschlossen. 
Auf Grund der personellen Situation wurde im Berichts-
jahr auf eine breit angelegte Aufsichtstätigkeit ausge-
hend von der DSS selbst ohne Anlassfall verzichtet. Mit 
den neu zugesprochenen Stellen wird die Aufsicht im 
Jahr 2019 neben der Informationsdienstleistung einen 
zweiten Schwerpunkt in der Arbeit der DSS bilden. 

Nationale Beschwerden 
Art. 77 DSGVO gewährt jeder betroffenen Person das 
Recht auf Beschwerde bei einer Aufsichtsbehörde, wenn 
die betroffene Person der Ansicht ist, dass die Verarbei-
tung der sie betreffenden personenbezogenen Daten 
gegen diese Verordnung verstösst. Dazu bietet die DSS 
– wie in Erwägungsgrund 141 der DSGVO empfohlen 
– ein elektronisches Beschwerdeformular an. Seit Gel-
tung der DSGVO am 20. Juli 2018 erhielt die DSS ca. 40 
Beschwerden von Bürgerinnen und Bürgern aus Liech-
tenstein, die sich gegen liechtensteinische Institutionen 
wendeten. Bei genauer Betrachtung fielen nicht alle Be-
schwerden in den Anwendungsbereich der DSGVO, son-
dern betrafen etwa auch Verletzungen des Persönlich-
keitsrechtes. Diese Beschwerdeführer wurden auf den 
zivilrechtlichen Weg verwiesen. Bei den verbleibenden 
Beschwerden konnte in allen Fällen mit der datenverar-
beitenden Stelle eine Lösung gefunden werden, die es 
erlaubte, die Rechte der Betroffenen zu gewährleisten. 

Internationale Beschwerden
Art. 56 DSGVO bestimmt, dass die Aufsichtsbehörde der 
Hauptniederlassung oder der einzigen Niederlassung 
des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters die 
zuständige federführende Aufsichtsbehörde für die von 
diesem Verantwortlichen oder diesem Auftragsverarbei-
ter durchgeführte grenzüberschreitende Verarbeitung 
ist. Wenn eine betroffene Person Beschwerde bei der 
Aufsichtsbehörde an ihrem Wohnsitz einreicht, so lei-
tet diese Behörde die Beschwerde an die federführende 
Behörde im Sitzstaat des Verantwortlichen weiter. Im 
Rahmen dieser Zusammenarbeit erhielt die DSS im Be-
richtsjahr acht Beschwerden deutscher Staatsangehöri-
ger, die sich alle gegen ein liechtensteinisches Unterneh-
men richteten. Die DSS leitete entsprechend dem Art. 60 
DSGVO eine Untersuchung ein, deren Ergebnis im Be-
richtsjahr noch offen war. 
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Mitarbeit in Arbeitsgruppen und Projekten der Lan-
desverwaltung
Im Berichtsjahr arbeitete die DSS eng mit einer Vielzahl 
von Amtsstellen zusammen und unterstützte zahleiche 
Projektvorhaben mit ihrer Expertise. Ein übergeordne-
tes Projekt war dabei die Etablierung eines zentralen Da-
tenschutzbeauftragten für die Landesverwaltung. Hier 
war die DSS eng in die Vorbereitungen involviert und 
sprach sich für ein System aus, in dem ein zentraler Da-
tenschutzbeauftragter bei der Regierung mit Koordina-
toren in den einzelnen Amtsstellen ein Netzwerk bildet 
und so zu einem effizienten und kohärenten Datenschutz 
in der Landesverwaltung beiträgt.

Ein weiteres Projekt, das die DSS begleitete, war das 
Vorhaben des Landesarchivs, mit ScopeQuery einen On-
line-Zugang zum Archivbestand zu gewährleisten. Die 
DSS unterstützte das Landesarchiv bei der Durchfüh-
rung einer Datenschutz-Folgenabschätzung (DSFA). Die-
ses Projekt erlaubte es zudem der DSS, zwei Werkzeuge 
für die DSFA zu testen: Zum einen eine frei verfügbare 
Software zur Durchführung von Datenschutz-Folgenab-
schätzungen (PIA-Tool) der französischen Aufsichtsbe-
hörde und zum anderen einen Fragebogen zur analogen 
Durchführung der britischen Behörde. 

Der Betreiber des Elektronischer Zustellservice, die 
Liechtensteinische Post AG, hat jährlich den Nachweis 
über die Gewährleistung des Datenschutzes im Sinne der 
Datenschutzgesetzgebung und der Datensicherheit ge-
genüber dem Verantwortlichen der Datenverarbeitung, 
namentlich die Liechtensteinische Landesverwaltung, 
zu erbringen. Gemeinsam mit dem Amt für Informatik 
führte die DSS im Herbst des Berichtsjahres – wie bereits 
im Jahr davor – eine entsprechende Überprüfung durch.

Zudem fanden im Zusammenhang mit der Moder-
nisierung des Zentralen Personenregisters (ZPR) zwei 
Treffen mit der Projektleitung beim Amt für Informatik 
statt, bei denen die Entwicklungen im Bereich Daten-
schutz und deren Auswirkungen auf das Projekt bespro-
chen wurden. 

Internationale Zusammenarbeit
Mit der DSGVO wurde die bisherige Rolle der DSS als 
ein autonomer Akteur in einem nationalen Umfeld mit 
nur wenigen Berührungspunkten nach aussen abgelöst. 
Künftig muss sich die DSS – wie auch alle anderen euro-
päischen Datenschutz-Aufsichtsbehörden – als Teil eines 
europäischen Projekts sehen, denn nur so kann der in 
der Grundverordnung geforderte harmonisierte Ansatz 
erreicht werden und auf einheitliche Rechte und Pflich-
ten in der EU hingewirkt werden. Das dafür geschaffene 
Gremium ist der Europäische Datenschutzausschuss in 
Brüssel, in dem alle Aufsichtsbehörden vertreten sind. 
Eine der Hauptaufgaben ist der Erlass von Leitlinien, die 
der Auslegung der DSGVO dienen. Auch wenn Liech-
tenstein als EWR-Staat kein offizielles Stimmrecht hat, 
finden seine Rückmeldungen Einfluss in die Entschei-
dungsfindung, denn es ist nicht die Grösse des Landes, 

die ausschlaggebend ist, ob man gehört wird, sondern 
die Expertise und fundierte und überzeugende Argu-
mente sowie die richtigen Koalitionen mit anderen Staa-
ten. So setzte sich die DSS beispielsweise dafür ein, dass 
die Informationen auf dem Hinweisschild für Videoüber-
wachungen möglichst einfach gehalten und nicht über-
frachtet werden sollen. 

Neben dem Europäischen Datenschutzausschuss 
spielt auch der Europarat eine gewichtige Rolle für die 
Etablierung der Harmonisierung des Datenschutzes in 
Europa und auch über die EU / EWR hinaus. Auf Grund 
der personellen Situation musste im Berichtsjahr aber 
auf eine Teilnahme verzichtet werden. Ebenfalls bedingt 
durch die personelle Situation konnte die DSS keine 
Massnahmen in Bezug auf die Teilnahme Liechtensteins 
am Schengen-Raum umsetzten. 

Schlussbemerkung
Insgesamt blickt die DSS auf ein sehr arbeitsintensives 
und erfolgreiches Jahr zurück. Gewiss ist der Weg zu 
einer flächendeckenden Umsetzung der Datenschutzbe-
stimmungen in Liechtenstein noch weit, aber die Grund-
lagen, die im Berichtsjahr dafür geschaffen wurden, sind 
eine sehr gute Basis für die Umsetzung in den kommen-
den Jahren. 

Einzelheiten zu den aufgeführten Tätigkeiten können 
im Tätigkeitsbericht 2018 der DSS, welcher der Regie-
rung und dem Landtag separat vorgelegt wird, nachge-
lesen werden.


